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IX.

Familien- Rechte.

Eheliches Verhalt n iß.

^ic Ehe ist das Grundvcrhältniß der Gesellschaft;

sie ist der Anfangspunkt der Familie, und die Fa¬

milie ist der Anfangspunkt des Staates. Das un¬

mittelbar mit der menschlichen Natur gegebene Be-

dürfniß der Annäherung und Vereinigung der Ge¬

schlechter ist das Urprinzip aller irdischen Ordnung.

Kein Gesetzgeber brauchte den Weg zum Herzen

zu zeigen, kein Staat brauchte Familien zu stiften;

er findet die Familien schon vor, und auch der Geist,

in welchem sie bestehen, ist nicht das Werk der

Staatsgewalt. Der Geist der Familie geht in die

politische Ordnung über, deren Lenker dann hinwie¬

derum durch ihre höhere oder geringere Weisheit

einen mehr oder minder vortheilhaften oder selbst

verderblichen Einfluß auf ihn ausüben können.

Dieser Geist der Familie nun ist die bedeu¬

tendste und inhaltreichste Aeußerung des Volkscba-

rakters; er ist vielfach bedingt durch die äußere9
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Lage, Clima mid besonderes Bedürfniß. Vor Allem
bedeutend wirkt die Volksrcligion auf ihn ein, (die
freilich auch wieder mit Charakter des Volkes selbst
schon unmittelbar gegeben ist,) und bestimmt ihn
schon in seinen Grundzügen, die der bürgerliche
Gesetzgeber nicht verlassen darf, wenn er nicht auch
die Religion selbst stürzen oder umstalten will. Bei
roheren Völkern, in den Zeiten der ersten Entwik-
kelung der Staaten, bemerken wir, wie noch ein
und dasselbe Gesetz alle moralischen, religiösen,
privatrcchtlichcn und politischen Begriffe umfaßt;
der Gesetzgeber beherrscht noch alle diese Verhält¬
nisse zugleich, die in ungesonderter Masse da lie¬
gen; jene wichtigsten Anordnungen, die er am un¬
erschütterlichstenbefestigen will, von denen er den
durchgreifendsten Einfluß erwartet, wo es aber
auch um so festerer Bande bedarf, weil es gilt,
den Naturtrieb zu bändigen und die Sitte un¬
wandelbar zu bestimmen, — diese kettet er an den
Himmel; er gibt ihnen das Mysterium zur Seite,
und versschert steh des gewaltigen Eindrucks, den
der Glaube an eine unmittelbare Theilnahmc und
Einwirkunghöherer, unsichtbarer Gewalten aus die
rohen Geister ausübt. Die Gebote der Vernunft,
die in dem unentwickelten Geiste des Volkes noch
nicht zum Bewußtseyu gekommen sind, gibt er als
unmittelbareBefehle der himmlischen Mächte, und
die einzelnen Lehren des Sittengesetzes, welches in
des Menschen eigner Brust wohnt, holt er für Jene,
welche die Würde ihrer göttlichen Natur verken¬
nend, denAeußerungen des menschlichen Geistes
ihre Achtung versagen würden, zum Schein und
Blendwerk vom Himmel herab. So haben es die
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größten Gesetzgeber aller Völker gcthan, und so
haben sie insbesondere den Geist des Familienle¬
bens, welcher die bedeutendste Seite der Sitte dar¬
stellt, und zur tüchtigen Grundlage einer tüch¬
tigen Ordnung des gesellschaftlichenZnstandcs
gebildet werden mußte, gewöhnlich durch mysteri-
sche Formen in die politische und religiöse Ordnung
aufs Innigste verflochten. Aber auch seit der Zeit,
daß Religion, Sitte und Recht ein mehr getrenn¬
tes Daseyn haben, sind sie immer bedacht gewesen,
durch weise Gesetze über das eheliche Verhältniß
den Geist der Ehe und der Familie auf der mög¬
lichst erreichbarenHohe zu befestigen, durch Gesetze,
welche dem Geiste der Völker angemessen, und zu¬
gleich den Geboten der Sittlichkeit entsprechend
waren, durch Gesetze, die in möglichster Veredelung
die spezielle Moralitat des einzelnen Volkes
darstellten.

In nnscrm Zeitalter sind alle Seiten des Le¬
bens durch gereifte Erkenntnis! gesondert; die Re¬
ligion hat ihren Kreis; die Moral ist in Systeme
gebracht: und diejenigen Vorschriften, welche die
besondere Vernunft unsrcr Völker als nothwendige
und unnachläßliche Grundlage ihrer gesellschaftli¬
chen Ordnung denselben bezeichnet, sind zum Zwangs¬
rechte erhoben worden; unsre bürgerliche und öffent¬
liche Gesetzgebungbilden schon, so zu sagen, eine
rein vertragsmäßige Grundlage unsrer Staaten,
und werden dies bei zunehmendem Bewußtscyn
noch mit immer mehr Wahrheit thun; das eheliche
Verhältniß hat durch des Christenthums ewige
Wahrheit, (welches die höchsten moralischen

9*
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Einsichten der heutigen gebildeten Welt in sich
schließt oder doch ausgebildet hat,) schon eine be¬
stimmte und allgemein gültige Grundlage erhalten.
Diesen Charakter soll der Gesetzgeber nicht verletzen:
— er schreibt kein Sittengesetz, und die höchsten
Vorschriften des Sittengesctzcszum Zwangsrechte
erheben wollen, wäre ein unglücklicher Versuch, die
Menschen zu ihrem Ideale herauf zu schrauben;
aber dennoch soll das positive Gesetz die Sitten¬
gesetze so hoch hinauf verfolgen, wie die schon wirk¬
lich vorhandene oder doch möglicher Weise herbei¬
zuführende moralische Erhebung des Volkes es nur
immer gestattet, und nur da darf es sie verlassen,
wo überhaupt der Zwang nicht mehr förderlich für
die Ordnung und Glückseligkeit der Gesellschaft,
und somit auch, gegenüber dem natürlichen An¬
sprüche des Individuums auf Freiheit, nicht mehr
gerechtfertigt erscheint; — wo auch schon die Rück¬
sichten der Klugheit zur Verhütung größerer Uebel
Nachsicht mit den Schwachen der menschlichen Natur
erfordern. Ter gewaltigste der Naturtriebe, der
den Mann zum Weibe hinreißt, und das Weib an
den Mann fesselt, der unter der Leitung der Ver¬
nunft zur ersten Quelle alles Heiles der Menschheit
wird, er ist auch durch die Lenkung weiser Anord¬
nungen des Privatrechtsdas umfassendste und nim¬
mer sich erschöpfendeMittel zur Förderung des
höchsten Ziels der Staatsgescllschaftcn, so wie um¬
gekehrt eine verkehrte Gesetzgebung in Beziehung
auf das eheliche Verhältniß die Völker dcmoralisi-
ren und die Staaten selbst zum allmähligen Unter¬
gange hinführen muß.
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Große Lehren kann hier der Gesetzgeber aus

der Geschichte schöpfen. Die lange Bahn aller hi¬

storischen Gestaltungen im Leben der Völker entlang

laßt sichs verfolgen, wie kräftige sittliche und po¬

litische Haltung der Völker auf der einen, und

strenge Ehegcsctze und ein würdiges Familienleben

auf der andern Seite in ununterbrochener Wech¬

selwirkung stehen: wie der kräftigere und reinere

Volkscharakter auch in einer höhern Moralität der

Ehcgesetze sich kund gibt, mit der allmahligen Ver¬

derbnis? stufenweise auch die Lockerheit der Ansichten

und Sitten in Beziehung auf das eheliche Leben

hervortritt, und wie nachher, wenn die Gesetzge¬

bung ihren eigentlichen Standpunkt verkennt, und

keinen festen und kräftigen Damm den immer ra¬

schern Fortschritten der Sittcnvcrschlimmernng ent¬

gegensetzt, die Staaten in einem Strome von Ver¬

derbnis? untergehen.

Freilich läßt sich ein verderbtes Geschlecht zur

Tugend nicht zwingen; doch muß das erste Augen¬

merk des Gesetzgebers scyn: die Schranken der

Sitte zu befestigen, dem Laster nirgendwo auch nur

mittelbar Begünstigung angedeihen zu lassen, von

der Unsittlichkeit nicht die Schande hinwegzuneh-

mcn, und der scheinbaren Glückseligkeit Weniger

oder der Billigkeit gegen Einzelne das wahre

Heil des Ganzen nicht aufzuopfern. Die Kraft

der Staaten beruht in der Kraft der Sittengesetze;

wer diese verachtet, wer die engsten, am innigsten

das eigne Individuum umschlingenden Bande schän¬

det, und als Mensch und als Familienglied von

grober Makel steh nicht frei erhält, dessen Sinn
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für das mehr fern stehende Allgemeine, —

dessen Bürgersinn kann mir von sehr zweifelhaftem

Werth seyn: so wie umgekehrt der bessere Geist,

der die Familienverhältnisse dnrchdringt, auch in

das gestimmte Staatslebeu übergeht. Je mehr also

in der rechtlichen Anordnung der Familienverhält¬

nisse die Sittengesctze d. h. die durch das erkannte

Sittcngesctz gegebenen Wahrheiten festgehalten sind,

desto kräftiger ist das Wobl der Staaten und das

Gedeihen der Menschheit im Allgemeinen gefördert-

Daß diesen Grundsätzen gemäß die Rheinische

Gesetzgebung im Vergleich mit dem Landrcchte durch

wesentliche Fortschritte zum Bessern geadelt wird,

wollen wir in möglichster Kürze zeigen.

Der erste Vorzug des Code besteht darin, daß

er die religiöse Bedeutung des ehelichen Verhält¬

nisses von der rechtlichen rein absondert und

die Ehe, wie das bürgerliche Gesetz es auch der

Natur der Sache nach thun muß, als bürgerliches

Institut behandelt. Was den Einzelnen seine be¬

sonder» religiösen Begriffe lehren, darauf kann es

im Rechte nicht ankommen, und das bürgerliche

Gesetz kann nicht die Lehren des Sittengcsetzes,

wie jede einzelne Religion im Staate sie gibt, auch

für die Angehörigen dieser verschiedenen Religionen

zum Gesetze erheben; denn die Religion steht neben

dem Staate, sie hat einen andern, und zugleich

böhcrn Kreis: so wenig der Staat den Bürger zu

der äußern Uebung irgend einer Religion und zn

der Beachtung ihrer Vorschriften zwingen darf, —

weil er ihn zur Religion selbst nicht zwingen kann,

und die Uebcrzeugung frei ist, so wenig er ihn
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zwingen darf, seine Ehe priesterlich einsegnen zu

lassen nach dem Ritus der Religion, in der er ge¬

boren ist, so wenig er ihn zwingen darf, die Ehe¬

verbote seiner Religion zu rcspektiren, von denen

das bürgerliche Gesetz nichts weiß: sowenig darf er

einen Diener der Religion zwingen, einer vom bürger¬

lichen Rechte nicht verbotenen Verbindung die reli¬

giöse Weihe zu ertheilen, wenn die Religion, deren

Diener er ist, eine solche Verbindung untersagt, —

weil die Religion frei ist in ihren Lehren und Dog¬

men, wie der Einzelne in seinem Glauben. Gegen

diese einleuchtenden Wahrheiten finden wir nun im

Landrechte die auffallendsten Verstoße. Indem es

die pricsterliche Einsegnung als integrirendcs Merk¬

mal der ehelichen Verbindung auch in Beziehung

auf die rechtlichen Wirkungen der Ehe ansieht, sah

es sich von der einen Seite gcnöthigt, gegen alles

Prinzip, den Staat für berechtigt zu erklären, den

Bürger zur Beobachtung gewisser äußern Kirchen-

gebränche und Einrichtungen derjenigen Religions-

parthei, zu der er sich bekennt, zu zwingen

von der andern Seite aber der Staatsgewalt eine

ungeeignete Einmischung in kirchliche Dinge zuzu¬

gestehen, und namentlich für den Fall, daß »ein

katholischer Pfarrer Anstand nimmt, eine Ehe,

welche nach den Landcsgesetzen, erlaubt ist,

um deßwillcn, weil die Dispensation der geistlichen

Obern nicht nachgesucht oder versagt worden, durch

Aufgebot und Trauung zu vollziehen,« die Ge¬

richte mit der Sorge für eine priesterliche Ein¬

segnung, allenfalls durch den Geistlichen einer frem-

P Der bereits angef, §. 112. des A. L. R. Th. Il, Tit. Lt.
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den Rcligionsparthei zu beauftragen. "0 Aus dem¬

selben Geiste hervorgegangen ist die eben so unhalt¬

bare Bestimmung des Landrechts, daß die Trau¬

ung Derer, welche zur Militärgerichtsbarkeit gehö¬

ren, ohne Unterschied der Religion von dem Feld¬

oder Garnisonprcdiger geschehen müsse. Diesen

und unzahligen andern Ucbelstäuden ist nach Rhei-

nischcm Rechte durch das Institut der bürgerlichen

Ehe von Grund aus abgeholfen. Hier kann der

Katholik, welcher eine nach kanonischem Rechte

wegen zu naher Verwandtschaft verbotene, nach

Civil-Rccht erlaubte eheliche Verbindung eingehen

will, oder der bei Lebzeiten seines für bürgerlich

todt erklärten oder seines gerichtlich von ihm ge¬

schiedenen Ehegatten sich wieder verheirathen will,

das bürgerliche Band der Ehe knüpfen, wel¬

ches die rechtlichen Wirkungen der Ehe bestimmt;

die religiösen Gebrauche einer fremden Religion in

einem solchen Falle zu subsiituircn, hat gar keinen

Sinn, und geht höchstens auf Proselptcnmacherei

hinaus.

Wenn das Rheinische Gesetzbuch den Formen

der Religion, wie billig, alle Bedeutung in Be¬

ziehung auf das bürgerliche Recht genommen, so

hat es sich um so mehr dem Geiste unsrcr gött¬

lichen Religion angeschlossen, die hohern Gesetze

der Sittlichkeit mit weisen Beschränkungen des er¬

sten Grundsatzes durch dringende Ncbenrückstchtcn

zum Rechte erhoben, und das veredelte Volksge¬

fühl überall festzuhalten gesucht.

A. L, N. Th, ll. Tit. 11. §. 442-41». Anh. §. IN.
Cbendas. §. 4S7.
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Schon bei dcr Bestimmung der Eheverbote

wegen zn naher Verwandtschaft bewährt das Rhen

nische Gesetzbuch seinen edlern Standpunkt. Wer

in der Familie hcirathet, geht regressiv gegen die

Natur zn Werke; so weit das verwandtschaftliche

Band noch vorherrschend und mit Bestimmtheit

dem Gefühle erkennbar ist, muß die Geschlechts¬

neigung ausgeschlossen bleiben; Ehen zwischen Oheim

und Nichte, zwischen Tante und Neffen sind darum

dem richtiger» Volksgcfühle ein Grauel. Daß dies

so ist, ist ein Gewinn für die Sittlichkeit: das Ge¬

setz, welches dies Gefühl durch Hinwegnahmc des

Eheverbotes zu vernichten sich bemüht, bringt die

Sittlichkeit in Gefahr; das vertraute Zusammen¬

leben, welches sehr häufig zwischen dem unverhci-

rathcten Oheim oder Taute, und dcr Familie des

verhcirathctcn Bruderö Statt hat, und der beinahe

dem elterlichen gleich kommende Einfluß des Oheims

und der Taute auf die sittliche Eutwickelnug und

den Sinn ihrer Geschwisterkinder überhaupt, kann

leicht mit Hülfe der unbedingten Freiheit dcr ehe¬

lichen Verbindungen dieser Art die Reinheit dcr

Sitten im Schooße der Familie zernichten, die dem

Gesetze so heilig seyn soll, und für Kuppeleien oder

doch solche Verbindungen, wo es wenigstens von

dcr einen Seite an einer wahrhaften Gcschlcchtö-

ncigung fehlt, ist hier ein weites Feld geöffnet.

") Auf eine genauere Begründung der Eheverbote zwi.

scheu nahen Verwandten kann hier nicht eingegangen

werden. Die Familien sollen sich nicht in sich selbst

zusammenziehen, sondern sich in den Staat hinein,

nach außen, auflösen: die Einheit, nach deren Her-



Sehr wohlgowählt sind also die Bestimmungen des

Rheinischen Gesetzbuches, welches dergleichen Ehen

allgemein verbietet, und nur ans dringenden

Gründen Dispensation durch den König gestattet.

Nach Preußischem Landrechte sind solche Verbindun¬

gen regelmäßig erlaubt, und nur der Sorge für

die Bevölkerung des Staates scheint die Vorschrift

ihre Entstehung zu verdanken, daß zur Verheira-

thung des Neffen und der an Jahren alteren Tante

die Erlaubniß des Staates nachgesucht werden

muß.

Auch die Möglichkeit der Ehe zwischen dem

einen Ehegatten und den unehelichen Kindern des

stellung die menschliche Natur ringt, sollen sie herzu¬

stellen beitragen, indem sie sich nicht in sich abschließen,

und in sich eine beschrankte Einheit festhalten, sondern

in der Gesammtheit die Einheit fördern. Das höchste

Prinzip der Menschheit selbst fordert also das Verbot

der Verwandten-Ehen schon; hiermit kann es aber

wohl bestehen, wenn, nach dem Buche Genesis, die

ersten Geschwister mit einander sich verbinden: wen»

die Menschheil mit Einem Paare begann, so war das

geschwisterliche Verhältniß die größte Extension deS
Menschengeschlechts.

Wahres liegt übrigens auch in dem, was lVlontos-

guiou üö I' osp. N, I. liv. XXVI. obnp. 1-1. über

diesen Gegenstand bemerkt, und die Erfahrung bestä¬

tigt es, daß die Verbindungen naher Verwandten auf

die Individualität der Nachtommenschaft einen nach¬

theiligen Einfluß haben, und die Freiheit solcher Ver¬

bindungen die Moralität gefährdet.

5) Art. 163. 161. d. B. G. B.

»-!-) A. L. N. Th. II. Tit. 1. Z. 8.



andern findet sich noch im Anhange ausgesprochen,
und nur Dispensation wird erfordert. Mit
Recht verbietet das Rheinische Gesetzbuch solche
Ehen schlechterdings. Wo die Vaterschaft ge¬
setzlich gar nicht cristirt, da ist freilich das Verbot
vergeblich; indessen fallen in diesem Falle regel¬
mäßig auch die Motive des Verbotes weg', und
der große Vorzug dieses Gesetzes ist es überdies :
daß es durch die Strenge des Grundsatzes auch
da, wo das Verbot an sich vergeblich ist, im All¬
gemeinen auf die Ansichten zu wirken, und das
bessere Gefühl zu bewahren und zu bestärke» sucht.
Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, ist es
auch eine Veredelung des Rechts, daß Schwägcr-
schaft, gleich dem geschwisterlichen Vcrhaltniß, als
Ehehinderniß gilt.

Der größte Vorzug des Rheinischen Gesetzbu¬
ches aber besteht unstreitig darin, daß es den Cha¬
rakter der Ehe selbst wahrhafter erkennt, und in
den daraus entspringendenFolgerungen richtiger
festhält, als das Preußische Landrecht. Das Wesen
der Ehe besteht in der physischen und moralischen
Verbindung von Personen verschiedenen Geschlechts:
das moralische Band, welches die Vereinigung adelt,
besteht in der Dauer, in der Treue und Ansschließ-
lichkcit. Ausschließung dieser Eigenschaften, so wie
Ausschließung der Befriedigung des Geschlechts¬
triebes würde dem Sinn der Ehe zuwider scyn.
Kindcrerzcngung ist die gewöhnliche Wirkung dieser
Verbindung: Kinderlosigkeit ändert an der Ehe

P A. L. N. ebendas. Anh. §. 62.
Art. 161. d. B. G. B.



selbst und ihrem Wesen nichts. Erziehung der

Kinder ist eine natürliche moralische Verpflichtung,

die auch der natürlichen Mutter gegen ihr unehe¬

liches Kind obliegt. ") Da durch die Ehe das

Kind beiden Eltern gesetzlich angehört, so muß

das bürgerliche Gesetz die Verpflichtung beider Ehe¬

gatten zur Erziehung der Kinder als rechtliche

Wirkung der Ehe aussprechen. Wechselseitige Un¬

terstützung der Ehegatten ist dem Wesen der Ehe

angemessen und unerläßlich; aber es ist unrichtig,

wenn das Landrecht die beiden Satze an die Spitze

stellt, »daß der Hauptzweck der Ehe Erzeugung

und Erziehung der Kinder sey, aber auch zur wech¬

selseitigen Unterstützung allein eine gültige Ehe ge¬

schlossen werden könne.«

Daß das Rheinische Gesetzbuch das Wesen der

Ehe richtiger aufgefaßt hat, obschon eine Defini¬

tion nirgendwo gegeben ist, wird sich aus den ein¬

zelnen Bestimmungen ergeben, eben so, wie sich

das, was in den System des Preußischen Land¬

rechts Verfehltes ist, durch das Hervorheben der

Grundznge desselben leicht darlegen läßt.

Die Daner der Ehe gibt dem Verhältnisse der

Geschlechter erst die moralische Würde; eine bloß

auf Zeit geschlossene Verbindung kann bloß sinn-

Die moralische Verpflichtung hat auch der Vater

eines unehelichen Kindes. Eine andere Frage aber ist

es: in wie weit das positive Recht hier einen Zwang

in Auwendung bringen kann. Hierüber im folgenden

Theile dieses Abschnittes.

55Y Th. It. Tit. 1. §. 1. 2.
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lich, und dem Wesen der Ehe zuwider seyn. Ehe

ohne Liebe ist ein Leichnam ohne Leben; die Liebe

aber gehört der Ewigkeit, die sinnliche Lust dem

Augenblicke an. Das erste Ziel des Gesetzes muß

daher dies seyn: die Festigkeit und Dauerhaftigkeit

der Ehen möglichst zu befördern. Es ist ein fürch¬

terlicher Grundsatz, der sich in einer Anmerkung

zum Entwurf des allgemeinen Gesetzbuches ausge,

sprechen findet, »daß die Freiheit eines jeden

Jndividui, die unmenschliche Grausamkeit, die

der Gedanke an eine unauflösliche unglückliche Ehe

in sich fasse, erfordern, daß diese Unglücksszenen

so viel als möglich verbannt, und dem Individuum

möglichste Freiheit der Trennung gewährt werde.«

Die wesentlichen Eigenschaften der Ehe be¬

stimmt das Sittengesetz: sie beginnt mit dem Ehe¬

vertrage; Gründe der Auflösung dieses Vertrages

muß es geben; aber der Vertrag ist für das Leben

abgeschlossen; die Gründung der Familie durch die

Ehe gehört dem Staate an, auch der Staat hat

ein Recht ans die Dauer der Ehen; das Recht des

einen Ehegatten an der Person des andern ist

durch den Ehcvcrtrag für Lebenszeit bestellt; es

gibt dafür keinen Ersatz, es kann verwirkt und

durch festen und unwandelbaren gegenseitigen

Entschluß aufgehoben, aber es darf nicht entzo¬

gen werden. »Je larer das Gesetz ist, je leichter

ein geknüpftes heiliges Band zu zerreißen, ein ge¬

schlossener Vertrag durch einseitigen Entschluß

aufzuheben ist, um so veränderlicher wird im Fort¬

lauf der Zeit die Gesinnung , um so unüberlegter

und übereilter der Entschluß, vm so starker der
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Einfluß der Leidenschaften,um so häufiger der
Wechsel, Tausch oder Kauf ehelicher Verhaltnisse,
um so unhciliger die Ehe, um so verwahrlos'ter
bei der großen Mehrzahl die Kinderzucht, um so
verderbter dem zufolge die Generation. Durch das
strenge Ehegcsctz wird hin und wieder der Einzelne,
durch das lare ein ganzes Volk unglücklich.« *)

Der Gedanke an die Unauflöslichkeit des Ban¬
des, wo keine verminderte Neigung, keine getausch¬
ten Erwartungen, keine vorher unbekannten Män¬
gel nnd Unannehmlichkeiten der Person des Aus-
ermählten einen Grund zum Rücktritt abgeben kön¬
nen, fordert Denjenigen, der den wichtigen Schritt
zu t hun im Begriffe ist, zu einer ernsten und reiflichen
Prüfung ans; ist die Wahl aber einmal getroffen,
ist der Abschluß des frühern vereinzelten, und der
Antritt des neuen gemeinschaftlichenLebens einmal
erfolgt, so hilft dass Bewußtsein? der Unmöglichkeit,
das Geschehene ungeschehen zu machen, auch grö¬
ßere Unannehmlichkeiten, denen man sich einmal
unwiderruflich unterworfen hat, als unabwendbare
Notwendigkeit ertragen. Die idealischen Hoffnun¬
gen der Jugend gehen ohnehin selten in Erfüllung:
dennoch lernt der vernünftige Mensch in der Regel
das Loos lieben, das er gezogen hat; nur bedarf
es strenger Religions - und bürgerlicher Gesetze,
welche den Impuls zur Resignation, den dem Men¬
schen sein veredeltes Gefühl gibt, nicht leichtsinnig

Aus der vortrefflichen Abhandlung d> H. Präs. von

Oppen. „Ueber Ehe und Ehescheidung." Siehedes¬

sen Beiträge zur Revision der Gesetze. S. 124. 12S.
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schwachen, und den schlüpfrigen Pfad nicht zeigen,
auf welchem man dem leidigen Joche sich entwin¬
den kann. Erhaben ist von dieser Seite betrachtet
die Satzung des katholischen Kirchenrcchts von der
Unauflöslichkeit der Ehe, welches von dem Grund¬
satze ausgeht: daß der sehr seltenen Fälle wegen,
wo Scheidung vielleicht eine Wohlthat scyn könnte,
dem Leichtsinne der muthwillig ihr Wohl verscher¬
zenden Menschheit nicht so großer, verderblicher
Spielraum gelassen werden müsse; daß das Leben
eine Prüfungsschnlesep; daß überhaupt die Ehe
ein Band der Tugend sey, und die Tugend grade
darin bestehe, die Prüfungen und Ucbcl eines har¬
ten ehelichen Loses zu ertragen; daß die Gefahr
sittlicher Uebel durch persönliche Trennung entfernt
werden könne, daß aber das Eheband selbst nur
durch den Tod zerrissen werde, und kein Grund so
triftig sep, um dessen Auflösung und die Gestat¬
tung einer anderweitigenVerheirathung zu recht¬
fertigen.

Treue ist das Wesen der Ehe; sie ist ein Ver¬
trag für das Leben, Glück und Unglück sind für
den Einen, wie für den Andern; erst im Unglücke
bewahrt sich die Treue: verderblich muß es also auf
den sittlichen Zustand des Volkes einwirken, wenn
das Gesetz selbst die Treue grade da, wo sie mit
Opfern verbunden ist, zur überflüssigen Empfindeley
stempelt; dem Geist der Ehe zuwider bezeichnet da¬
her das A. L. R. Unglück des einen Ehegatten,
nemlich körperliche und geistige Gebrechen, als trif¬
tige Gründe der Scheidung.

*) Th, II. Tit. t, s> KSK. KW.
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Gänzliche Freiheit der Scheidung nach einsei¬
tiger Willkühr zu gestatten, mochte auch der Phi¬
losophie des Landrechtcs zu bedenklich erscheinen;
es wird daher festgesetzt, daß bloß wegen behaupte¬
ter Abneigung keine Scheidung statt finden solle.
Indessen fand die verirrte Philanthropie auch diese
Bestimmungzu hart, und gestattet dem Richter,
»in besonderen Fallen, wo nach dem Inhalte
der Acten (?) der Widerwille so heftig und tief
eingewurzelt sep, daß zu einer Aussöhnung und
Erreichung der Zwecke der Ehe gar keine Hoffnung
mehr übrig bleibe, eine solche unglückliche Ehe zu
trennen,« wobei dann derjenige Ehegatte, welcher
solchergestalt ohne eigentlichen gesetzmäßigen Grund
wider den Willen des andern auf der Scheidung
beharre, für den schuldigen Theil erklärt, und in
die Ehcscheidungöstrafevcrurtheilt werden solle.

Sonach kann man also, wenn man nur ernst¬
lich will, nemlich wenn man ein Geldopfer nicht
in Anschlag bringt und es an recht häufigen und
derben Aeußerungen des Widerwillens nicht fehlen
läßt, jedesmal zu seinem Zwecke gelangen; von
der andern Seite können in diesem Paragraphen
listigere Charaktere die empörende Anleitung fin¬
den, wie man erst aus Spekulation heirathcn, dann
den andern Ehegatten durch ein unerträgliches Be¬
tragen zur Scheidungsklage reizen, und so den
Preis seiner Bemühungen sich zuletzt in einem
Anthcile aus dessen Vermögen vom Nichteramte

») Cbendas. §. 717.
«P Cbendas. h. ?1S. a. und b.
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zuerkennen lassen kann. — Auch zeigt dieser Para¬

graph den Ehegatten, welche sich gegenseitig über¬

drüssig sind, einen unfehlbaren Weg, nm unter

der Maske dcS eingewurzelten Absehens von der

einen, und des Widerspruchs gegen die Scheidung

von der andern Seite unfehlbar das Ziel zu er¬

reichen, welches das Gesetz auf direktes Ansuchen

versagt, außer bei kinderlosen Ehen, die auf Ue-

bereinkommen aufgehoben werden können.

Noch eine Menge andrer Mittel bietet das

Landrecht, durch welche Ehegatten, die beider¬

seits die Scheidung wünschen, unfehlbar zu ihrem

Ziele kommen können, ohne daß grade durch eine

wirkliche oder erdichtete Schandthat — z. B. Ehe¬

bruch — der Erfolg der Prozedur erzwungen zu

werden brauchte. So tritt also indirekt das Ge¬

setz aufs Deutlichste mit dem Grundsatze hervor, den

man direkt auszusprechen vermieden hat, daß die

Ehe als ein Vertrag zur Befriedigung körperlicher

Zwecke, zur wechselseitigen Unterstützung und Erzeu¬

gung und Erziehung von Kindern, ihr Wesen nicht

in der Dauer habe, sondern, nach der Natur

der Verträge überhaupt, die Dauer von der bei¬

derseitigen Uebereinkunft abHange, und nur die Rück¬

sicht auf das Wohl der Kinder den fortgesetzten

Bestand der Ehe wünschenswcrth mache.

Wie wenig das Landrecht den wahren

Charakter der Ehe aufgefaßt hat, beweisen auch

schon die vielen Nichtigkeiten der Ehe, die an au-

») Th. Ii. Tit. 1. §. 716.

Ebendas. §. 680. 634. 636. 6ök. u. s. w.
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ßerwesentliche Umstände geknüpft werden. So

werden z. B. die von Militarpersoncn ohne Cou-

sens der Obern eingegangenen Ehen, oder die we¬

gen Standcsnnglcichheit verbotenen Ehen für nich¬

tig erklärt. Möge man den Soldaten aus sei¬

nem Stande, den Edelmann aus seiner Kaste aus¬

stoßen, wenn Jener für die abgeschlossene Ehe die

Genehmigung der Obern, Dieser die Einwilligung

der interessirten Personen (??) nicht erlangen kann;

in diesen Ständen gibt es einen Ein- und Austritt:

der Offizier kann seinem Dienste, der Edelmann

seinem Adel entsagen, es find dies nur Staats-

einrichtungcn; die Ehe ist alter als Staat und

Stände, und das Naturgesetz heiliger als Dienst-

reglements.

Das Eherecht des Rheinischen Gesetzbuches,

O Ebendas. §. S3S. SV.
*5) Zm schroffsten Widerspruchmit dem wahren Geiste

der Ehe steht eine Anordnung des Landrechts, welclp!
von Oppen (S. 98. 99. a. a. O.) hervorhebt.
Nach §. 3?. Tit. t. des li. Th. ist eine, vor zurück¬
gelegtem löten Jahre von einer Mannsperson abge¬
schlossene Ehe ungültig; innerhalb sechs Monaten
nach erreichtem Alter kann diese Nichtigkeit nach §. 990-
gerügt werden. Dennoch soll das obervormundschaft-
liche Gericht auch Mannspersonen vor zurückgelegtem
löten Jahre die Che gestatten können, in so fern die
Braut und deren Vater sich der Bedingung unterwer¬
fen , daß diese Ehe innerhalb der ersten sechs Monat«
nach erreichtem löten Lebensjahresoll widerrufenwer¬
den können. Hier haben wir also eine gültige Eb«
mit einer Kündigungsfrist, welcher die Brauk und
deren Vater sich rechtsverbindlich unterwirft.
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wenn auch der Verbesserung und weiter» Ausbil¬

dung noch fähig, hält doch im Ganzen das eigent¬

liche Wesen der Ehe nach unfern veredelten sitt¬

lichen Begriffen fest. Ein reiches Feld von Er¬

fahrungen der früheren Perioden hatten die Gesetz¬

geber vor sich, und die Anforderungen der bürger¬

lichen Ordnung, welche sich im Laufe der Zeit als

unerläßlich ergeben hatten, führten auf die richtige

Mitte zwischen Schcidungsfreiheit und Ehczwang,

zwischen unmenschlicher Härte und verderblicher

Nachsicht. Schcidungsgründc mußten sie anneh¬

men; die meisten Religionen unsrer Staaten ge¬

statten die Scheidung in gewissen Fallen, und da

die Religion in der Regel die sittlichen Begriffe

bestimmt, so durfte das positive Recht eine Freiheit,

die den sittlichen Begriffen gemäß ist, nicht be¬

schränken. Auch ist es immer noch besser, daß das

Gesetz die Trennung gestatte, als daß ihm Duldung

des im Verborgenen schleichenden Lasters zur Noth-

wcndigkeit werde, und in der Conseqncnz der Grund¬

satze lag es überdies, daß die bürgerlichen Rechte,

welche mit der Ehe verbunden sind, gleich wie andre

Rechte durch Verletzungen der bürgerlichen Ordnung
verwirkt werden können. Von der andern Seite

mußten aber auch dem Leichtsinne und der Gewis¬

senlosigkeit feste Schranken entgegengesetzt, und des

Lasters sündliche Hoffnungen im Keime zernichte^

werden. Dabei mußte auch der Grundsatz: daß

die Ehe, welche durch gegenseitige Einwilligung

gestiftet wird, dem Begriffe gemäß auch durch ge¬

genseitige Einwilligung aufgehoben werden kann,

ebenfalls in soweit in das bürgerliche Recht über¬

gehen, daß der dauernde Entschluß, die Ehe



aufzulösen, wenn er in den Jahren der rcifcrn

Besonnenheit, und nachdem man sich hinreichend

gegenseitig kennen gelernt, gefaßt wird, nach vor-

gängigcr Befriedigung aller Interessen, welche hier

zur Berücksichtigung kommen müssen, die Scheidung

begründet.

Durch eine Menge beschrankender Vorsichts¬

maßregeln, als Genngthuung für das öffentliche

Interesse hat daher das Rheinische Gesetz, insbe¬

sondre bei der Scheidung ans wechselseitige Ein¬

willigung, dem Leichtsinne gänzlich den Weg zu

vertreten, und sogar durch die Ausnahme, durch

die Acngstlichkcit, mit der es sie zuläßt, und die

engen Schranken, mit denen es sie umgibt, die

Regel selbst noch zu befestigen gesucht. Die Auf¬

lösung ist an so viele Bedingungen geknüpft, so

viele Formen sind vorgeschrieben, so lange Zwi¬

schenfristen sind angeordnet, und so viele Schwie¬

rigkeiten sind herbeigezogen, daß man da, wo zwei

Ehegatten auch durch alle diese Schwierigkeiten

nicht abgeschreckt werden, die Scheidung kaum noch

als ein Uebel ansehen kann. Auch kann man diese

Prozedur als einen humanen Ausweg betrachten,

den das Gesetz gelassen hat, damit auch in solchen

Fallen, wo beiden Thcilcn daran liegt, die äußere

Ehre zu retten, und einen Schleier über die eigent¬

lichen Scheidungsgründe zu ziehen, der eine Ehe¬

gatte durch die bloße Einwilligung des andern in

die Scheidung der Nothwendigkeit überhoben ist,

durch Aufdeckung der eigentlichen Schcidungsgründe,

— vielleicht grober oder empfindlicher Blößen des

Letzter», die Auflösung der Ehe zu erzwingen. Ob

diese Blößen dann wieder auch eigentliche gcfttz-
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liehe Scheidungsgründe sind, darauf kann es nicht

ankommen, weil das Rheinische Gesetz üdcrhaupt

den Grundsatz: daß wechselseitige Einwilligung die

Ehescheidung begründe, gar nicht, wie das Land-

recht, verleugnet, sondern nur die Freiheit der

Scheidung auf gegenseitige Einwilligung, aus mo¬

ralischen und politischen Rücksichten, möglichst ein¬

zuschränken sucht. Mit weiser Einsicht ist daher

die gegenseitige Einwilligung allgemein für unzu¬

reichend erklärt, wenn der Mann das 25te, die

Frau das 21te Lebensjahr noch nicht erreicht hat,

oder wenn die Ehe noch nicht zwei Jahre besteht.

Mit Recht haben die Gesetzgeber angenommen, daß

die Prozedur, welche nur ein Rcttungsmittel gegen

größere sittliche Ucbcl scyn soll, eine größere Eile

nicht erfordern kann, als ihr durch diese Fristen

gestattet ist.

Für solche Ehegatten, welche schon bei gesetz¬

tem Alter sind und eine Reihe von Jahren mit

einander gelebt haben, möchte ebenfalls das Verbot

der Scheidung auf gegenseitige Einwilligung in

vieler Rücksicht zweckmäßig erscheinen. Der Staat

hat wenig Interesse mehr dabei, ihnen die Mög¬

lichkeit anderweitiger Wiederverheirathung zu ver¬

schaffen ; können sie sich nicht mehr vertragen, so

mögen sie sich absondern und einander meiden-

durch ein förmliches Schcidungsvcrfahren würden

sie ein öffentliches Aergerniß geben, und zwar noch

um so mehr, wenn Spekulation auf neue Verbin¬

dungen die Triebfeder wäre.

-P Art. 275. 27b. d. B. G. B.
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Hiernach erlaubt das Rheinische Gesetzbuch dir

Auflösung einer Che nicht, welche bereits zwanzig

Jahre bestanden hat. Weniger ist die Bestim¬

mung, daß auch das fiinf und vierzigste Lebensjaiw

der Frau der Scheidungsfreiheit ein Ende machen

soll, durch ein Prinzip begründet. Dennoch hat

sie Manches für sich; ist der Mann älter, als die

Frau, so treten auch hier die Motive des vorigen

Falles ein, mag nun die Ehe bei reifcrem Alter

abgeschlossen scyn, oder mag sie schon lange beste¬

hen. Jüngere Männer aber, die leider nicht selten

durch Eigennutz zu Mißhcirathen in Hinsicht des

Alters verleitet werden, werden durch diese Bestim¬

mung, wenn auch von der Schließung solcher Ehen

selbst nicht abgehalten, doch wenigstens, und zwar

mit Recht, der Aussicht beraubt, bei bereits ge¬

schlossener Ehe dem andern Thcile durch üble Be¬

handlung die Einwilligung in die Wiedcrauflösung

der Ehe abzudringcn. Das haben wir ja grade

am Landrechte getadelt, daß es der Niederträchtig¬

keit so viel Spielraum lasse: diesem Fehler haben

die Verfasser unseres Gesetzbuches wenigstens

theilwcise zu entgehen gewußt. Ganz wird dies

keiner Gesetzgebung gelingen. Das weiseste Gesetz

kann nicht alle Schleichwege versperren: wenn

auch in vielen Tausend Punkten das Gesetz den

Mißbräuchen zuvorkommt, so findet doch die mo¬

ralische Verderbtheit hundert Auswege, um daS

Ziel des Gesetzgebers zu vereiteln. Auch ist die Be¬

schränkung der Scheidungsfreiheit auf eine gewisse

Art. 277. d. B. G. B.

»») Ebendas.
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Periode immer nur von relativem Werthe, da söe
niemals ganz genau, sondern nur nach einem Un¬
gefähr, in durchschnittlichem Verhältniß, das Wesen
der Sache aufzufassen sucht. Indessen ist ein sol¬
ches Verfahren von dem Charakter des posstiven
Rechts untrennbar: Gleichförmigkeitund Bestimmt¬
heit sind wesentliche Erfordernisse des bürgerlichen
RechtS; so ist es z. B. unstreitig besser, den Ter¬
min der Großjahrigkcit durch das Gesetz ein für
alle Mal festzusetzen, als die Bestimmung desselben
in jedem einzelnen Falle dem Arbitrium zu über¬
lassen.

Nach dem Wesen und Geist der Ehe hat der
Code auch diejenigen Fälle bestimmt, wo Ein Theil
einseitig die Auflösung der Ehe verlangen kann
und der andre das Ehe-Recht verwirkt hat.

Bürgerlicher Tod, das Aufhören aller Rechts¬
fähigkeit schließt auch die Aushebung des bürger¬
lichen Rechtsverhältnisses der Ehe, und aller dar¬
aus dem Vcrurtheilten bis dahin zustehendenBe¬
fugnisse in sich. '") Mit der religiösen und mora¬
lischen Verbindlichkeitdes anders Theils haben wir
es hier nicht zu thun; aber im Rechte kann dies
nicht anders scyn.

Die Verurtheilung des einen Ehegarten zu
einer infamirenden Strafe berechtigt den andern
zur Aufhebung des ehelichen Verhältnisses.
Der Staat kann, indem er den Einen zum Misse-
thäter und Ehrlosen stempelt, durch das bürgerliche

Art. 227. d. B. G. B.
5*) Art. 232. ebsndas.
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Gesetz einem Andern nicht die Verpflichtung auf¬
legen, mit dem vor den Angcn der Mitbürger Gc-
brandmarkten das vertraute gemeinsame Leben fort¬
zusetzen.

Schwere Mißhandlungen und grobe Injurien
sind nach Rheinischem Rechte gleichfalls ein Grund
der Ehescheidungfür den Beleidigten; das We¬
sen der Ehe ist hier bereits faktisch verletzt.
Schreiende Beweise des Mangels an ehelicher Ge¬
sinnung, Angriffe, welche die Würde des Indivi¬
duums in dem Gatten kranken und sogar Gefabr
für Gesundheit und Leben besorgen lassen, müssen,
dem Prinzip nach, dem beleidigten Thcile das
Recht geben, die Aufhebung der Ehe selbst zu ver¬
langen.

Ehebruch ist Grund zur Ehescheidung nach
RheinischemRechte, jedoch beim Manne nicht un¬
bedingt. Diese Einschränkung in Beziehung
auf den Ehebruch des Mannes ist dem Prinzip
zuwider. Treue und Ausschließlichkeit gehören zum
Wesen der Ehe; ob der Mann grade eine Con-
cubine gehalten, ob er sie im gemeinschaft¬
lichen Hause gehalten, das kann hier nicht in
Betracht kommen. Die Verletzung der Treue ist
tu jedem Falle ein Angriff auf das innerste Wesen
der Ehe, und muß im bürgerlichen Rechte für den
Gekränkten die Befugniß begründen, die Aufhebung
des von dem andern Theile faktisch nicht mehr an¬
erkannten, zerstörten Verhältnisseszu verlangen.
Ob der Treubruch der Frau noch ein schaudern-

Art. 221. ebendas.
»') Art. 229. 220.
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deres Gift ist, als der des Mannes, und weniger

entschuldbar, darauf kann es nicht ankommen. Der

Mann hat ohnebin den Vortheil, daß seinem Trei¬

ben, seinen Abschweifungen von den Wegen der

Sittlichkeit schwerer nachzuspüren ist; und wollte

man auch annehmen, daß ein einzelner Akt der

Untreue von Seiten des Mannes, als Eheschei¬

dungsgrund für die Frau, wohl an und für sich

ungenügend seyn möchte, so dürfte dies im positiven

Rechte dennoch nicht ausgesprochen werden, weil

der Beweis der That so schwer gelingt, der Be¬

weis des einzelnen Faktums die Präsumtion der

häufigeren Wiederholung involvirt, und deshalb

schon gesetzlich Ein Treubruch für tausend Treu¬

brüche gelten muß. Gegen diese Gründe verschwin¬

den alle Refleriouen Monte squieu's; freilich

aber dürfen wir auch nicht übersehen, daß Mon¬

tesquieu in einer andern Zeit und unter einer

andern Generation lebte und schrieb, als die unsrige

5) I,es Io!s xol!t!quss st civllss 6s tous leg zisuxlss
out 6s»illn6s 6es seiumes >>n 6eg,re üs is-

tsllus st 6s caiitillsuss yu' süss w sx!°snt poiot lies

Iionimss, Miesaus M violstio» 6s Iii piMoiii' sup»
I>oss 6mis Iss keinuiss uu rsuvussmöllt :i toutes

Iss vsitus; p-iroequo I» ksinills, Sil vinliiut Pols

6u uilli'iüAö, soit 6s I' stüt 6s s» 6si,eii6miss on-

turells; Mi'csyus viiturs » m-irclus I' iuli6olits

6ss ksiuiuss >>sr 6ss slAuss esrtiiivs, kiutes quo Iss
suksots i»6ultsiius 6s Ii» kemms sollt llsssssnirellieud

Mi lliM'i st ii Iii oliüi'AS 6u lliiiri, ou lien qus leg
Sllküllts ü6iilterios 6u innri vs sout i>üs ü Iii teiuiss

lli » I» oli.ii-AS 6s Ii» koiums. — Lsi>r. 6. lois. liv>

XXVI. ediii>. 8.
10
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ist, daß das in Beziehung auf Moralitat und Sit»

tcn berüchtigte Zeitalter Ludwigs XIV- in Frank¬

reich allerdings die moralische Seite dieser Ver¬

hältnisse nicht so richtig aufzufassen vermochte, wie

das uusrige, und daß überhaupt nicht Alles dem

deutschen Geiste gemäß seyn möchte, was wohl mit

der Rücksicht auf französische Sitte und französischen

Charakter eher bestehen kann. Der Geist und die

Sitte des gebildeten Mittelstandes in Deutschland,

welche für den Charakter unsrer Zeit und unsreS

Volkes überhaupt vorzugsweise als Maßstab anzu¬

sehen sind, ächten jene Sünden und Schaudthatcn,

mit welchen in der Mitte des vorigen Jahrhun,

derts der tief herabgewürdigte Sinn der herrschen¬

den Stände, wenigstens des Hofadels, Trophäen

einzusammeln wähnte; und wenn auch bei uns die

äußere Scham und die Scheu vor der öffentlichen

Meinung heute noch vielleicht mehr wirksam ist zur

Aufrechthaltung der Sittengesetze, als wahre Tu¬

gend und die Kraft der Moralitat selbst', so ist

doch eben dieses Vorhandenseytt einer, das Sittliche

und Unsittliche richtig unterscheidenden öffentlichen

Meinung, — es ist dieses edlere Volksgefühl, mag

ihm auch in den meisten Gemüthern keine freie

Erkenntnis! zum Grunde liegen, dennoch eine er¬

freuliche, höhere Hoffnungen für die Zukunft erre¬

gende Erscheinung.

Hohe Verantwortlichkeit ruht daher auch übe?

der bürgerlichen Gesetzgebung; sie darf ihr großes

Amt nicht verkennen, daß sie erkannte sittliche

Wahrheiten nicht durch lockere, den Leichtsinn an¬

reizende Verfügungen entkräften, sondern durch eine



219

richtige Verbindung von Strenge und Milde, Tu¬

gend und Resignation auf der einen Seite zur Sitte

erheben, auf der andern die Freiheit und Wurde

des Individuums nicht durch beschimpfenden Ehe¬

zwang verletzen, und nicht durch übertriebene

Strenge selbst das heimliche Sittenvcrderbniß pro-

vvzircn soll.

Wenn daher auch den Beschränkungen der

Scheidungsfreihcit, welche das Rheinische Gesetz¬

buch aufstellt, namentlich also auch der Beschrän¬

kung der Scheidung pur consentemont mutusl auf

gewisse Fristen, im Einzelnen betrachtet, eine durch¬

greifende Zweckmäßigkeit nicht zugesprochen werden

kann, so geben sie doch dem Gesetzbuch in einer

allgemeineren Rücksicht einen hohen Werth, indem

sich darin der Geist der Gesetzgebung im Ganzen

offenbart, hohe Achtung vor des Ehebandes Hei¬

ligkeit und moralischem Sinne und ein Abscheu

vorder Frivolität sich darin ausspricht, der dem

Sinne des Volkes eine veredelte Richtung geben

5) Rehberg ist anderer Meinung: „Nur der Code
Napoleon enthält die freche Erklärung, daß die Ehe
blos als ein bürgerlicher Contrakt angesehen werden
solle." (Ueber dem Code Napoleon und dessen Ein¬
führung in Deutschland. Hannover 1314. Seite 121.)
Diese Erklärung findet sich weder ausdrücklich im Code,
noch läßt sie sich aus dem Geiste, in welchem das
Eherecht abgefaßt ist, ableiten. Ein großer Unter¬
schied ist noch zwischen einem bürgerlichen In¬
stitut, und einem bürgerlichen Contrakt.
Es dürfte wohl überflüssig sehn, die Unhaltbarkcitman¬
cher ähnlicher Jnvektiven nachzuweisen.

w*



220

muß; ein Geist, den wir leider beim Preußischen
Landrechte schmerzlich vermissen.

Wem diese Gründe für die Beschränkungder
Scheidungsfreihcit noch nicht genügend erscheinen,
der möge nur den Gedanken recht lebendig auffassen,
daß die eigentliche Ehescheidungüberhaupt nur ein
Interesse hat, weil dadurch die Anknüpfung eines
neuen Ehebandes möglich gemacht wird: sonst be¬
dürfte es ja keiner Scheidung, und bloße faktische,
oder die gerichtliche Trennung der Personen und
des Vermögens würde den Zweck der Ehescheidung
vollkommen ausfüllen. Grade diese Möglichkeit
aber, das gewählte Loos mit einem noch reizender»,
mehr versprechendenzu vertauschen, erregt leider
so häufig die Unzufriedenheit mit Dem, was man
hat, die Begier nach Dem, was, zu begehren, schon
Laster ist, den geistigen Ehebruch: und so ist das
Gesetz, welches die Aussicht auf einen leichtfertigen
Wechsel des Ehebandcs eröffnet, selbst der erste
Anlaß der Sinncsverderbthcit,welche schamlos die
Treue aufzukündigen wagt, die sie geschworen. Je
weniger das Gesetz darauf bedacht ist, das Bcwußt-
seyn zu erwecken, daß die Ehe das Leben abschließt
und das Band unlösbar ist, um so weniger wird
cs auch die Augen verschließen für andre Reize,
als die des Gatten, um so weniger das Herz Ein¬
drücken entfremden, die das eheliche Band schwä¬
chen und dessen Lösung zuletzt dem verirrten Gc-
müthe als das einzige Heil erscheinen lassen. Dcß-
wegen muß der Gesetzgeber den hohen Ernst des
ehelichen Verhältnisses nie aus den Augen verlie¬
ren; dem Wankelmuthe, der dadurch erst gefährlich
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wird, daß ihm Mittel geboten werden, zu seinem

Ziele zu kommen, muß er unübersteigliche Schran¬

ken entgegenstellen; kann er auch den Mißbrauch

nicht vertilgen, so muß er doch dem Gesetze im

Ganzen einen Geist einhauchen, der die Scheidung

ohne Roth, als eine Schandthat bezeichnet, die

nicht geringer ist, als der Ehebruch selbst. Dieser

Geist aber ist dem Preußischen Landrechte nicht e>

gen: ja in Erreichung dicseö Ziel sahen die Ver¬

fasser nicht einmal den ersten Zweck der Ehcgcsetze,

und den nächsten Schritt zur Beförderung des

geistigen Wohls. Ihr nächstes Augenmerk war

möglichste Freiheit der Scheidung: diesen Grund¬

satz hüllten sie aber ein, und glaubten so, wie es

scheint, von der einen Seite durch die Vcrschwei-

gung des Grundsatzes schon vorgebeugt zu haben,

daß nicht die gesetzliche Anerkennung des Grund¬

satzes die Ehebande lockere und zerreiße; von der

andern Seite aber glaubten sie durch die faktische

Anerkennung des Grundsatzes den Bürgern die

wohlthätigc Freiheit verschafft zu haben, die wirk¬

lich lockern Bande völlig zu lösen, so die Mensch¬

heit zu beglücken, und dem Staate lauter glückliche

Ehen und einen zahlreichen Zuwachs der Bevölke¬

rung zu sichern. Leider aber begünstigte man aus

diese Weise die äußere Freiheit mehr, als die sitt¬

liche Freiheit des Volkes vertragen konnte; und

wir dürsten wohl den Gesetzgebern, wenn sie heute

wieder auferständen, mit der Frage entgegentreten l

ob denn wohl die vielen Tausende von Eheschei¬

dungen, die seit Einführung des Landrcchts z. B.

in der einzigen Stadt Berlin gerichtlich ausgespro¬

chen worden sind, das geistige Wohl wirklich be-
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fördert, oder nur unbeschadet gelassen haben? od
nicht vielmehr die Religion, höhere Geistesbildung
und veredeltes Gefühl, die mit den Gesetzen in
Widerspruch stehen, der Damm sind, der den Strom
des Verderbens noch aufhält? ob es aber dabei
nicht ein unersetzlicher Nachtheil bleibt, daß das
tägliche Beispiel unausgesetztmit überredender Kraft
die leichtsinnige Lüsternheit mit sich fortreißt?

Wollte man die Freiheit der Scheidung auf
einseitiges Anrufen weiter, wie das Rheinische Ge¬
setzbuch ausdehnen, so müßte wenigstensdurch
Würde und Weisheit des gerichtlichen Verfahrens
dafür gesorgt werden, daß diese Erweiterungdck
Schcidungsfreiheit doch nur eine Wohlthat für den
Besseren, dem Mißbrauchemöglichst entzogen und
dem Tugendgeiste mehr förderlich als gefahrlich
würde. Wer die Fortsetzung der Ehe unerträglich
fände, müßte vor eine Jury würdiger, einsichts¬
voller Bürger treten, hier müßte er offen, allenfalls
von einem Freunde oder Rechtskundigen unterstützt,
über die Gründe Rechenschaft ablegen, die ihn zn
dem wichtigen, die Interessen der Gcsammtheit so
innig berührenden Schritte bestimmten: und dem
andern Theile müßte es hier frei stehen, seine Ent¬
gegnungen zu machen; die beiderseitige Indivi¬
dualität und alle bestimmten Umstände müßten ge¬
nau erforscht und erwogen, und hiernach das Ur»
theil gesprochen werden. Diese Prozedur würde in
den bei Weitem meisten Fällen Jene, deren Motive
das Licht nicht ertragen können, von den Gcrichts-
schranken zurückschrecken, und würde überdies, statt,
wie eine verkehrte Gesetzgebungdie Uebel, welche
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durch die Scheidung entfernt werden sollen, erst zu

erzeugen, vielmehr die Verderbniß schon im Keime

ersticken; dazu wurde derjenige Ehegatte, der ur¬

sprünglich die Scheidung nicht wünscht, wo die

Gründe des Andern triftig sind, und ihm selbst

deren Erörterung unwillkommen, um so eher be¬

stimmt werden, seine Einwilligung in die Schei¬

dung zu geben, und die Ehe in diesem Falle zmr

eonsontemeut uruiuel getrennt werden. Bei solcher

Einrichtung dürfte dann auch die Beschränkung die¬

ser letzter« Scheidungsart auf gewisse Lebensalter

und gewisse Jahre der Ehe wegfallen»

Möchte auch, was wir nicht glauben, diese

ober eine ahnliche Einrichtung in der Gegenwart

unausführbar erscheinen und eine höhere, edlere

Haltung, ein würdigeres Bürgerthum voraussetzen,

so dürfte ihr doch ein großer Vorzug vor der be¬

stehenden Rheinischen Gesetzgebung nicht abzuspre¬

chen scyn. Die causes cketermiuees des Code sind

ncmlich keineswegs ausschließlich Dasjenige, was

das Wesen der Ehe zerstört, und also auch deren

äußere Auflösung erheischt, oder wenigstens be¬

gründet. Dauernde Lieblosigkeit, ein rohes und den

Zwecken der Ehe völlig widersprechendes Verhal¬

ten, eine Ungleichheit der Charaktere, jdie auf die

Dauer eine gänzliche Anfreibung und Vernichtung

des einen, schwächern Theils zur Folge haben

würde, alle diese Umstände zerstören das Wesen

der Ehe eben so sehr, wie die cause» äetermiuees

des Code, und es ist ein wichtiger Schritt zur Ver¬

besserung der bürgerlichen Gesetze, wenn diese Ver¬

hältnisse und Thatsachen mit solcher Behutsamkeit
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zu Veranlassungen des Trcnnungsspruches erhoben
werden können, daß der Mißbrauch abgewendet,
und die Grundidee von der Dauer und Unauflös¬
barkeit der Ehe nicht in ihrer Kraft geschwächt wird.

Dem Wesen der Ehe angemessen ist auch die
Ansteht des RheinischenRechts, daß man sich durch
kein Verlöbniß zur Abschließnng der Ehe im Vor¬
aus verpflichten kann. Bis zum Moment der Ab¬
schließnng der Ehe soll das Gefühl gesteigert wer¬
den, vorher muß kein Nuhcpunkt gegeben Heyn.
Wer kennt nicht die traurigen Folgen der voreili¬
gen Verlobungen ? tausend kalte und mißvergnügte
Ehen werden gar nicht abgeschlossen, wo völlige
Freiheit des Rücktritts bis zum Abschluß der Ehe
statt findet. Größere Vorsicht müssen allerdings das
Mädchen und deren Eltern den Annäherungen des
Mannes entgegensetzen, damit sie nicht am Ende
einer langen Liebschaft zuletzt sich getäuscht und
verlassen sieht; aber Zwang macht die Sache nicht
besser, und wenn auch ein grundloser Rücktritt aus
einem schon zu großer Vertraulichkeit herangediehe-
ucn Nerhältniß den Schuldigen in der öffentlichen
Meinung brandmarkt, so darf doch, gerade weil
die einmal abgeschlosseneEhe ein so festes Band
ist und seyn soll, vor dem Abschluß die Freiheit
weder direkt noch indirekt beschränktwerden.

Kaum scheint es nöthig, daß hier auch über
das Institut der Ehe zur linken Hand et¬
was gesagt werde. Als der bürgerlichen Ordnung
und dem Grundcharakter der Ehe nach den ver¬
edelten Begriffen unseres Zeitalters widersprechend,
dürfte es wenigstens zur Einführung in der Rhein-
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Provinz sich nicht eignen. Im Staate gibt es nur
noch einen Gegensatz zwischen Fürst und Volk;
dem Fürsten muß es frei stehen, eine Ehe nur als
Privatmann abzuschließen, so daß seine Rechte als
Staats - Oberhaupt weder der Gattin noch den
Kindern aus einer solchen Verbindung einigen
Anspruch geben: im Volke gibt es hierfür kein
analoges Verhältnis — Gleichheit und Gegensei¬
tigkeit gehören zum Wesen der Ehe; eine ange¬
traute Maitrcfse, die Stand und Rang des Man¬
nes nicht theilt, die sclbststandigc Verwaltung
ihres Vermögens behalt, **) oder wenn sie noch
minderjährig ist, unter Vormundschaft bleibt,
ist noch keine Ehegattin; es kann aber nur Eine
wahre Ehe geben: und deren Geiste sind Be¬
stimmungen, wie die angeführten, zuwider. Nach
dem Entwürfe zum allg. Gesetzbuche war die Ehe
zur linken Land ein durch Vertrag bestelltes Eon-
cubinat, Eopulation unnöthig, und dem Ehcherrn
die Verstoßung schon um einer Vermögcnsverbcsse-
rung willen, welche ihn in den Stand setzte, eine
standcsmaßige Ehe einzugchen, gestattet. ****)

-) A. L. R. Th. II. Tit. 1. tz. 8SZ.
«O Ebendas. §. 874.
*5») Ebendas. §> 887.

zuz Grund dieses Instituts gab man an: „die
durch den Mangel eines zur Befriedigung des
Lurus erforderlichen Einkommens in den höhern
Ständen bewirkte Verminderung der Ehen und die
damit in Verbindung stehende Zunahme der Jmmora-
lität." - Entw. z. allg. Ges. P. Th. l Tit. 1. §. 810.
Anmerkung. — Um diesen Uebeln abzuhelfen, setzte
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Diese neue Dex llulia würde vielleicht zum Ver¬
derben der Menschheit sehr praktisch geworden seyn:

man das Concubinat an die Stelle der Ehen, den
Egoismus an die Stelle der Moralität. Hier können
wir mit den Worten der französischen Gesetzgeber aus'
rufen: ttuullcl los ubus llo sollt gus I' ouvi -ÄAS (los
l>ussious, ils peuvollt sitre oorriz;ös pur los lois;
Iiuris guuncl Iis sollt 1'ouvrnxs des lois, lo mal est
koourublo, pur oo gu ' il est Nuus lo romöilo memo.
— Diso. pröl. «Z. z>. p. ä. o. o. — Zu ihrer Zeit
fand diese „Erfindung" der preuß. Gesetzgeber selbst
bei Ausländern großen Beifall; siehe z. B- dllrio-
bona <>o Zu Zlollarclilo pi-ussjeuuo sous Idröllerio to
KrnocI. t'oiu V. p-iA. L63. ( Paris 1788.) Allerdings
mochte auch das Institut bei sehr korrupten Ansichten
und Sitten noch Verbesserung versprechen: daß man
übrigens bei großer Genialität in große Jrrthümcr
gerathen ist, wird auch von den wärmsten Verehrern
nicht in Abrede gestellt. Derselbe Mirabean sagt,
lbiil. zmx. LtN. ,,llais cortuilloinvllt lo nouvoau
sg'stomo I>rllsstoll — die neue Prozeßordnung — <tol«
älminued iutiulmont lo uombro «los i>rooös;" —
wogegen es in einem in Beziehung auf die Revision
der Gesetzgebung erlassenen Zustizministerial-Neskripte,
dessen wesentlicher Inhalt in der allg. Zeit. v. 3ten
Febr. 1826 abgedruckt ist, heißt: „Bei der Prozeß¬
ordnung soll es hauptsächlich darauf ankommen, den
gerechten Klagen zu begegnen, daß die Kräfte der Ge¬
richtsbehörden und der Einzelnen auch bei pflichtmä»
ßiger Anstrengung nicht mehr hinreichen, die Masse
der Geschäfte zu bestreiten, welche sich seit 1760 we¬
nigstens um daS Sechsfache vermehrt haben,
und nach Ausweis der Prozeßlisten noch immer im
Steigen sind." —

Die Einführung der Schiedsgerichte in meh¬
reren Provinzen ist ein redender Beweis von dem gu-



da ihr aber ihr eigentlicher Reiz durch das Land¬

recht genommen wurde, so erhielt sie nur geringe

Anwendung.

ten Willen unserer Regierung, den Bedürfnissen ihrer
Unterthanen überall Abhülfe zu bringen, aber auch
das unzweideutige Bekenntniß der wahren Lage
des Rechts. So viel Gutes die Schiedsgerichtezuver¬
lässig stiften können, so geht ihnen doch die Fähigkeil
ab, das Nebel in der Wurzel zu heben, und ihr Werth
ist nur problematisch. DaS bürgerliche Recht und daS
Prozoßgesctz müssen so gestaltet scpn, daß das wahre
Rocht noch erkennbar ist und ohne große Schwie¬
rigkeiten geltend gemacht werden kann. Dies ist
der Zweck der Justiz : ste entscheidet auf den Grund
des Gesetzes, nach Anleitung der Rechtswissenschaft;
ein Arbitrium, Hillkühr, ist ein unvollkommenes Sur¬
rogat: der Knoten soll aufgelöst, nicht zerhauen werden-

Nicht mindere Bedenken, jedoch zum Theil andrer
Art, bestehen gegen die so beliebten Gcneral- Kommis-
sionen. Schnelle, wohlfeile und unpartheiische Abhülfe
lokaler Bedürfnisseist von einer Behörde, die an ei¬
nem entfernten Hauptorts restdirt, eine gewisse selbst,
ständige Herrschaft ansüb., und persönlich dabei intcrcs.
ssrt ist, daß das Geschäft Dauer habe, wohl schwerlich iu
dem Maße zu erwarten, als von den ordentlichen Rich¬
tern, die in der Nähe find, und mehr natürlichen Antrieb
haben, im wahren Interesse ihrer Mitbürger zu wirken.

Als eine sehr erfreuliche Erscheinung hingegen dürfte
die Verordnung vom tten Iuny tLZZ über den
Mandats-, den summarischen und den Bagatcll-Prozeß
zn betrachten sepn: wir schon ste als die Borlänferin
einer revidirten Gerichtsordnungan, die, ohne von der
theoretischenVortrefflichkcit der Gerichtsordnungvom
Lten Inly 1792 etwas aufzugeben, an praktischem
Werth Alles in der Prozeßgesetzgcbnng bisher Gelei¬
stete übertreffen wird.
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Außereheliche Zeugung, Legitimation,

Anerkennung, Adoption.

Erhebung des Volkes zur höhern Sittlichkeit ist

der erste, einzige Zweck des Staats. Die Gebote

der Moral erfordern daher im Rechte die erste Be¬

rücksichtigung; ein Gesetz, welches Nebenzwecke vor¬

walten laßt, oder die ersten Anforderungen der

Sittlichkeit verkennt, wirkt dem Zwecke der Gesetz¬

gebung entgegen.

Der Grundsatz: daß die Gesetze die Schranken

der Sitte befestigen, der Unstttlichkeit nirgendwo Be¬

günstigung gewähren sollen, dient der Bestimmung

des Rheinischen Gesetzbuches zur Rechtfertigung,

daß die Untersuchung der Vaterschaft, abgesehen

von dem Falle der Entführung, gesetzlich unzulässig

ist. Das Pr. Landrecht ging von der wohlmei¬

nenden Idee aus, daß das schwächere Geschlecht in

Schutz genommen werden müsse; es übersah aber,

daß dies am wirksamsten geschehen konnte, wenn

es gegen sich selbst zuerst in Schutz genom¬

men wurde: indem es die Verführte, dem Verfüh¬

rer gegenüber, begünstigen wollte, begünstigte es die

Verführung selbst, und erleichterte dem Verführer sein

Art. 3W. d. B. G. B.: ttu, ruoiierelis Us Zu pa-

ternits est iutsrMts. virus Ig ous cl' enZevsinent,

lurslzus I' «choinis cle est suluveinsud ss rirppvrtieru

A, oelle äs tu eoncsptwu, Is ruvisseur iwurru. ßtrs,

sur tu. döiiururlö Ues Mrtiss iutsrossees, Neelure xero
rio 1' ellMut.
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Spiel; indem es Rcchtsvorthcilc an die Hingebung
knüpfte, schläferte cö das Gewissen ein, und schwächte
die Angst vor den Folgen. Ein solches System
muß die Tugend des Geschlechtesuntergraben, zu
dessen Beschützer es sich aufwirst; es macht die
Sünde zur Erwerbsquelle, und muß die Zahl der
unehelichen Geburten ins Ungeheure vermehren; es
ruft die gemeinsten Jntrigucn der Buhlerei, die
schmuzigsten Prozeduren, die ruchlosestenMeineide
ins Leben, und setzt den ordentlichen Bürger, wenn
die Schlechtigkeit nur recht listig den Schein gegen
ihn zu erregen weiß, der Gefahr aus, daß seinen
Betheurungen und Einreden zum Spotte, — den
pekuniären Nachtheil unangesehen, eine Schmach
an ihn geheftet wird, die ihm jeden Tag seines
Lebens verbittern muß.

Man wollte den Kindsmord verhüten; diesen
Zweck hoffte man zu erreichen, indem man die Ver¬
heimlichung der Geburt mit harten Strafen be¬
drohte, den Vater des Kindes zur Entschädigung
und Alimentation verpflichtete, und überhaupt durch
Assimilirung des ganzen'Verhältnisses mit der wah¬
ren Ehe das natürliche Gefühl verschuldeter Schmach
auf der Seite des Weibes zu beschwichtigen suchte.

Man konnte ans diesem Wege seinen Zweck
nicht erreichen. Aus Roth wird das Verbrechen
selten begangen, sonst befänden sich die ehelichen
Kinder armer Eltern in derselben Gefahr. Mag aber
auch die Roth häufig dazu beitragen, das Gefühl
einer Unglücklichen zu bestürmen, gleich viel: man
wollte die Gefahr, welche aus der Noth entspringt,
vermindern, indem man den Vater mitverpflichtete;
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Wer ist aber der Vater? ?ator est, grwm nnp^

ti-ie äemonstrant. Allein beim unehelichen Kinde,

zu dessen Vater sich Niemand bekennt, ist höchste

Wahrscheinlichkeit in manchen Fallen, —

Gewißheit nie zu erlangen. Indessen vorausgesetzt,

der Vater laßt sich ermitteln: indem man aber

Diesen einer schimpflichen Untersuchung bloß stellte,

verdoppelte man die Gefahr, die über dem Haupt

des unschuldigen Kindes schwebte, und weil man

die Zahl der unehelichen Geburten im

Ganzen so unendlich vermehrt hatte, so mußte

trotz aller Bemühung, den Charakter der Schande

hillwegzunehmen, die Zahl der Kinds morde

im Ganzen sich auch vermehren. Ein Gesetzbuch

kann wohl durch Anordnungen, denen das religiöse

und sittliche Gefühl des Volkes nicht zur Seite

steht, im Einzelnen die Moralität untergraben

und verführerisch den Sieg der Sinnlichkeit beför¬

dern, aber es kann die Begriffe des Sittlichen und

Rechten gar nicht, oder doch nur langsam und

theilweise zerstören. Wenn auch in den Stunden

der Lust, wo der Gedanke an die Folgen in den

Hintergrund tritt, das Schamgefühl sich leichter be¬

schwichtigen, die Angst sich einschläfern läßt!, so

muß dennoch in der Stunde der Roth das Bewußt?

seyn der Schande, welches kein Gesetz vertilgen

kann, um so stärker und schrecklicher wieder er¬

wachen.

Mit dem ersten und höchsten Zwecke der Ge¬

setzgebung steht also 'das System des Landrechts

gradezn im Widerspruch, weil es, statt die Unsitt-

lichkeit zu vermindern, dieselbe zur Sitte ausprägen
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will. Für die unehelichen Kinder mag das Ge¬
setz, welches die Untersuchung der Vaterschaft ver¬
bietet, dadurch das Weib in Zucht und strenger
Sitte sein Heil suchen lehrt und somit die unehe¬
lichen Geburten vermindert, — durch Anstalten
sorgen, wie für arme und verwahrloste Kinder
überhaupt; dem Staate wird dadurch immer noch
eine geringere Last aufgebürdet, als wenn beim
entgegengesetzten Grundsatzedie unehelichen Zeu¬
gungen überhand nehmen. Dieser Zuwachs der
Bevölkerung durch uneheliche Geburten kann wahr¬
lich nicht als eine wohlthätige Frucht der Gesetz¬
gebung angesehen werden. Er ist weder als Be¬
weis von der guten Wirkung der zur Verhütung
des Kindsmordcs getroffenen Maßregeln, noch auch
an sich als eine gute Spekulation der Staatsver¬
waltung zu betrachten: man möchte denn etwa die
völlige Zernichtung der bisherigen sittlichen Be¬
griffe und die Abolirung der Ehe als einen erfreuli¬
chen Erfolg ansehen. Diese Philosophie würde den
Ruin der moralischen Welt herbei führen; über¬
haupt kann die Rücksicht auf die Bevölkerung des
Staats hier gar nicht in Anschlag kommen, so we¬
llig wie die Bereicherung der Sportclkasse, die auch
bei den vielen Schwängcruugsprozcsscn nicht übel
fahrt. Die Welt wird nicht entvölkert durch Ver¬
minderung der Unzucht, und lieber ein paar tau¬
send Bürger weniger als eine verderbte Race.

Diese Gründe dürften für hinreichend gelten.

*) lieber diesen Gegenstand sergleichevon Oppen'S
Beiträge. S. 103. und folg. — Desselben Berglei»
chung der franz. und preuß. Gesetze. Heft l. S- 5?.
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um das System des Rheinischen Rechts zu recht¬

fertigen, welches eine erzwungene Anerkennung der

außerehelichen Vaterschaft außer dem Falle der

Entführung nicht kennt, und rechtliche Verbindlich¬

keiten des natürlichen Vaters nur durch freiwillige

Anerkennung begründet. ") Die Erfahrung

bewährt, daß diese Anordnung dem allgemeinen

Besten zuträglich ist, sie bewahrt auch die Rich¬

tigkeit der Unterstellung, daß die Begünstigung der

Geschwächten nach dem System des Preußischen

Landrechts ihren Zweck in der Regel schon darum

verfehlen muß, weil eines Theils edlere Gefallene

ihre Schande nicht zur Schau tragen und offen

damit im Angesicht des Gerichtes hervortreten wer¬

den, um den Kaufpreis für Dasjenige einzu¬

ziehen, was ausLiebc hingegeben ward; weil

aber, auf der andern Seite, der Niederträchtigkeit,

die sich um der Hoffnung auf Lohn willen Preis

gibt, oder doch ex post aus dem Kothe eine Gold¬

wäsche zu machen sich entblödet, durch solches Sy¬

stem ein dem Wohle des Staates, der Ruhe der

Familien, und der Sittlichkeit im Allgemeinen ver¬

derblicher Vorschub nicht geleistet werden darf.

In der Consequenz der richtigeren Grundsätze

ist es daher auch begründet, daß das Rheinische

Gesetzbuch nur eine lb,oAitimaiio per subsegnens

matrimoninm kennt, und zwar auch diese nur zu

Gunsten derjenigen unehelichen Kinder, welche ent-

Siehe Buch I. Tit. 7. Cup. 3. Art. 334. u. folg. —

Buch in. Tit. 1. Cup. 4. Art. 756. u. folg. d.
B. G. B-
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weder schon früher von beiden Eltern anerkannt

worden sind, oder doch im Ehekontrakte selbst an¬

erkannt werden. ")

Wahrend der Code die Eristcnz der nnehelichcn

Kinder durch Anerkennung auf eine zweckmäßige

Weise sichert, im Ucbrigen aber Geschlechtsverbin-

dnngcn außer der Ehe ächtet, für die Legalität der

Abstammung durch die Ehe kein Surrogat bietee,

und so die Ehe, das edelste sittliche Verhältnis und

die Sittlichkeit selbst befördert, laufen die Institu¬

tionen des Landrcchts auch hier wieder auf daS

entgegengesetzte Ziel hinaus. Indem es mit der

größten Humanität für die Wohlfahrt der nnebc-

lichen Nachkommenschaft Sorge trägt, beschwichtigt

es das Gewissen der Erzeuger, und begünstigt die

unsittlichen Verhältnisse; indem es den Erzeugern

die Aussicht eröffnet, die Vvrtheile der ehelichen

Abkunft auch den in ordnungswidriger, unmora¬

lischer Geschlechtsvcrbindung erzeugten Kindern ver¬

schaffen zu können, ladet eS selbst zu Umgehungen

der Ehe ein und demoralisirt den Znstand der bür¬

gerlichen Gesellschaft.

Dem ganzen Systeme des Landrechts, daß un¬

eheliche Kinder durch höhern Orts genehmigte An¬

erkennung des Vaters hinsichtlich seiner legi-

timirt seyn sollen, mit den Verwandten von

Vater und Mutter aber nur durch Familien-Ver¬

träge in ein Familien-Verhältniß treten,

O Art. Wl. d. B. G. B.

S-) A. L. R. Th. Ii. Tit. 2. §. 601.

Ebendas. Z. 60H. 60S. WS.
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es überhaupt an einem richtigen Prinzip'. Man
kann wohl davon sprechen, daß das natürliche Kind
durch Anerkennung gegen seinen Vater Rechte er¬
lange, hingegen auf das Vermögen der Verwand¬
ten von Vater und Mutter keinen Anspruch von
Rechts wegen habe, und die Anerkennung von
Seiten des natürlichen Vaters hieran nicht ändern
könne: mit diesen Grundsätzen vertragt sich auch
noch die rechtliche Fiktion, daß natürliche Kinder
durch nachfolgende Hcirath die Legimitat ox posl
erhalten, und die Bestimmung, daß sie dieselben
Rechte haben sollen, als wenn sie in dieser Elze
erzeugt worden wären; aber von dem Grund¬
satze, daß die Legimität eines Kindes einzig durch
die Ehe selbst begründet wird, darf das Gesetz,
welches nicht die bürgerliche Ordnung zerstören
will, nicht abgehen. Das Gesetz mag an die An¬
erkennung von Seiten des Vaters noch so bcdeik-
tende Rechte knüpfen, und selbst von einer Thcil-
nahme der Verwandten desselben an diesem Aucrken-
mmgsakt Ansprüche gegen Diese abhangen lassen;
aber die Bestimmung des Begriffes von legitim
ist juris publioi, und beruht ursprünglich auf Sitte
und Lolksansicht, Privat-Dispositioncnund Fami,
lien-Verträge können hieran nichts ändern, und
selbst das Wort des Landesherrn kann nur den
Namen, nicht die Sache geben.

Deßwcgen können die Rheinländerauch in die¬
ser Hinsicht keine Veränderung ihrer Gesetzgebung

*; Art. 758. d. B. G. B.
5") Art. kW. Ebendaf.
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wünschen. Die Adoption mag da zn Hülfe kom¬

men, wo ein subsoguons m-lU'iip.muuin unstatthaft

ist; sie mag selbst den unglücklichen Geschöpfen cur

Familicnband geben, die ihr Daseyn solchen Ver-

irrungen verdanken, daß das Gesetz aus weisen

Rücksichten ihnen selbst die Anerkennung versagt. 'ch

Die Adoption kann auch in diesen Fällen mit dem

Prinzip bestehen; sie laßt über der Geburt den

Schleier, und will für weiter nichts gelten, als

für ein Analogen des natürliche n Verwandt¬

schaftsverhältnisses. Besonders nach Rheinischem

Rechte ist dieses Mittel, unehelichen Kindern ei¬

gentliche Kindcsrechtc zu verschaffen, weniger ge¬

eignet, zu Zerstörungen der bürgerlichen Ordnung

anzulocken und unsittliche Geschlechtsverbindungen

zu begünstigen: denn die eigentliche Adoption kann

vor der Großjahrigkeit des Adoptandcn nicht statt

haben und auch die sogenannte 'I'ettollo ollieiouso,

daspflcge-elterliche Vcrhältniß, kann vor dem löten

Jahre des Kindes nicht angetreten werden. Es ist

also die Einsetzung des Kindes in eigentliche Kin-

dcsrechte für dessen erste Jugendjahre, wo doch

Art. 225. d. B, G. B. „vettg reconuuisLMiLL uo xourrn,
uvoir Neu uu proüt dos enkuiNs nes M uu oommLiLS

inoLstuoux ou !tt!uN5ri,r." 242. „Hu Lukuub

lls sorn sumuis udmis :>. In ivLlieroliL, sott ds In

putornils, soie (iL Nr muternite, duns iL L!(S, »ü,

snivunt 1' rrrt. 33Z, In reoonnuissuULö n' est xus

-Mmiss." Wie mit diesen Grundsätzen die Bestim¬

mung: daß solche Kinder einen Anspruch auf Alimente

machen können, (s. Art. 762. 762.) zu vereinigen ist,

darüber vergl. Leere Lsxrit du Lods ktuxoteoo,
tcim 4. xuZ. 184. SS,



W6

diese Fürsorge für das Kind den meisten Werth hat
und der natürliche Vater auch noch am ersten
zu dem Schritte sich entschließen wird, der ihn
hinsichtlich des Kindes beruhigt, gar nicht anders
möglich ist, als durch die Ehe selbst. Dieses
Adoptionssystem befördert also viel weniger, wie
das System der b.ogitiinmic> z-or i-esorchtum z-rio-
«üchs, den verderblichen Glauben, daß man dem
heiligen Bande der Ehe sich entziehend, frivoler
Lust sich hingeben dürfe, und seinem Gewissen schon
genüge, wenn man den Kindern einen Schein von
ehrlicher Geburt verschaffe.

Die Lehre von der Adoption selbst ist im Rhei¬
nischen Gesetzbuche mit viel mehr Umsicht abge¬
faßt, als im Pr. Landrcchte; nur verdient die Aus¬
nahme, welche der Code von seinem verstandigen
Grundsätze: daß die Adoption die Großjährigkcit
des Adoptanden, und eine vorgängige sechs Jahre
lange Obsorge während seiner Minderjährigkeit
voraussetze, zu Gunsten Desjenigen macht, der den
Adoptirer aus Wasser- Feuer- oder Kampfesnoth
gerettet, (S. Art. 345. d. B. G. B.) keinen Beifall-
Frei mögen die Acußerungcn des Dankes bleiben:
warum soll die Dankbarkeit sich im übereilten Ge¬
fühl eine Fessel anlegen, die sie so leicht wieder
bereuen könnte! Im Landrechte ist die Adoption
der letzte, sichere Port, um die Frucht der Sünden
unterzubringen, »nd wenn dies im Allgemeinen rein
Uebcl ist, so ist es doch im Landrcchte ein Uebel,
welches durch die Gesetze über die Wirkungen der
außerehelichen Zeugung diese letztere selbst so sehr
begünstigt und so durch jede Maßregel, in welcher

»»»



es einen Ausweg bietet, um, mit Umgehung der
Ehe, das Gewissen durch eine genügende Fürsorge
für die außerehelicheNachkommenschaft abzufinden,
der Moralitat einen doppelten Nachtheil zufügt,
nnd es ist dies um so bedenklichcrj,da das Land-
recht dem Manne sogar das Adoptircn ohne die
Einwilligung der Frau gestattet. Auch hierin
weicht das Rheinische Gesetzbuch vom Pr. Landrechte
ab, indem beide Arten von Annahme an Kindes
statt, die Nutollo «ilioioustz,wie die Adoption, von
der Einwilligung beider Ehegatten abhängig ge¬
macht ist; die Verfasser des Landrechts, durch
unrichtige Begriffe von der Herrschaft des Man¬
nes, wie es scheint, irre geleitet, übersahen, daß
es dem Wesen des ehelichen Verhältnisses zuwider
läuft, daß während der Ehe Ein Ehegatte ohne
den andern legitime Kinder soll erwerben können.

Ter Code dehnt diesen Grundsatz mit Recht
anch auf die Anerkennung aus; er erlaubt es gar
nicht, daß ein Ehegatte während der Ehe, weder
den andern Thcil, noch die aus dieser Ehe abstam¬
menden Kinder, durch Anerkennung eines mit einer
andern Person gezeugten Kindes irgend in eine
schlimmere Lage bringe. *55) In welcher unbe¬
schreiblich traurigen Lage befindet sich dagegen bel
dem Systeme der Schwängerungsklagcn die ehr¬
bare Gattin! Der ganze Schimpf einer solchen ge¬
gen den Ehemann gerichteten Klage trifft sie mit.

A, L. R- Th. II, Tit. 2. §. 676.
»») Art. LÄ». S62. d. B- G- B.
»55) S27. d. B. G. B.
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trifft den zarteren weiblichen Sinn unendlich em¬

pfindlicher als den Mann selbst, mag die Klage

nun gegründet, oder vcrläumdcrisch scyn; das Fa¬

milienglück ist ans immer vernichtet, und der häus¬

liche Friede dahin; und dies Alles zum Vorths

einer liederlichen Dirne, die vielleicht, oder vielmehr

höchst wahrscheinlich, nnr des gesetzlich stipulirten

Vortheiles willen nach dem Gatten einer Andern

angelte. Wenn die Ausnahme nicht die Regel

lächerlich machte, so wäre wahrlich Grund genug

vorhanden, wenigstens gegen die Ehemänner keine

Schwängerungsklagen zuzulassen, wo auch imUcbrr»

gen das System beibehalten werden möchte.

Uebcrhaupt sst das Familienrccht des Land¬

rechtes reich an Bestimmungen die sich mit der

Würde der Personen, und insbesondere des schonen

Geschlechts, nicht vertragen; die üppigsten Belege

dazu sind bereits gewürdigt: überdies enthält es

eine Menge des kleinlichsten Details, welches lie¬

ber den Sitten überlassen wird; Vieles, worüber

wohl schwerlich je, so lange die Welt steht, Streit

vor Gerichte erhoben werden wird. *) Kanin möchte

sich von einem einzigen Artikel des Code Dasselbe

sagen lassen.

5) S. z. B. Th. N. Tit. 1. §. 17S. IM. 132. 1W

Tit. 2. Z. 67. 68. n. s. w.

Bei manchen dieser Bestimmungen möchte man

das Sprüchelchen: nemo aä laotum oo^i xroxrZs

potest in Erinnerung bringen; bei andern muß es

uns einfallen, daß wir Deutsche sind, von denen T a -

eitus tssrm. oap. 1S.Z sagt, „Ms ibi boni moros

valLM, gnam ulllü konno leZos."
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Verhältniß der Eltern und Kinder.
V orm u ndsch aft.

^as Verhältniß zwischen Eltern und Kindern ist
ein Natnrvcrhältniß: die Eltern haben dem Kind?
sein Dascyn gegeben, dadurch ist für sie, wie unsrc
vernünftige Natur uns sagt, die moralische Pflicht
begründet, das Kind nach Kräften seinem vernünf¬
tigen Lebenszweck entgcgcnzuführen; dieser Pflicht
entspricht auf der Seite des Kindes: willige Un¬
terordnung, wie das unverdorbene moralische Ge¬
fühl sie schon lehrt, dankbare Anerkennung der
Wohlthatcu, welche die elterliche Liebe unablässig
erweisit, so wie das lebenslängliche Bestreben, ab¬
zutragen an der nie ganz auszutilgenden Schuld.

Diese Gesetze der Natur soll der bürgerlich?
Gesetzgeber achten; durch den echt-humanen Geist
seiner Anordnungen soll er die moralischen Bande
noch zu befestigen suchen: aber es ist dies nicht di?
einzige Rücksicht die ihn bestimmen muß; mchrerv
Forderungender Vernunft kommen hier gleichzeitig
zur Sprache, und eine billige Vermittlung zwischen
allen zu beobachtenden Rücksichten muß das Ziel
der Legislation scyn.

Die Ehe ist die Genesis der Familie; die
Gatten bilden eine moralische Einheit, die auch
im Rechte bis zu einem gewissen Punkte festgehal¬
ten wird. Aus der Ehe entwickelt sich die Fami¬
lie ; auch diese, wenn auch schon lockrere, und med?
partikuläre Einheit muß das Recht bis zn einem
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gewissen Punkte festhalten: in ihr hat das Jnte-
stat-Erbrecht seine philosophische Begründung. —
Aeußerungen dieser Einheit sind: Vertrauen und
Einheit des Willens. Vertrauen ist da, wo ein
Bewußtsevn gemeinsamer Interessen, wo die wech¬
selseitige Ueberzeiigung vorhanden ist, daß Keiner
ein abgesondertes Interesse verfolgt, gleichgültig
ist gegen die Interessen des Andern, und diese sei¬
nen persönlichen Interessen aufopfert. Die Einheit
des Willens stellt sich besonders in dem Gehorsam
gegen das Familienhaupt dar, ohne welchen keine
Einheit besteht. Die Familie vollendet sich in der
Erziehung der Kinder, und lös't sich dann aus;
der erwachsene Mensch, der zum Bewußtseyn seiner
geistigen Selbständigkeit gekommenist, sondert sich
von der Familie ab, gehört dann dem Staate als
besondres Individuum an, und gründet, der Re-
<gel nach, eine neue Familie; auch dann bleibt ihm
zwar die erste Familie, als der Ausgangspunkt
der scinigen, heilig, aber das Interesse an derselben
tritt gegen das Interesse an der neuen zurück.

Das Verhältniß der Eltern zu den Kindern ist
mehr sittlicher als rechtlicher Art; nnr wenig kann
das Gesetz in Beziehung auf die Erziehung der
Kinder gebieten; das Zwangsrccht dringt regelmä¬
ßig nicht in den Schoß der Familie; dagegen muß
das Recht, dessen erste Aufgabe es ist, den ver¬
nünftigen Willen des Individuums, die rechtliche
Persönlichkeit zu schützen, den Satz aussprechen:
daß die elterliche Gewalt, so weit sie dem Rechte
angehört, mit dem Erziehungsbcdürfniß, d. h. mit
der Entwicklung der vernünftigen Persönlichkeit,



aufhört; diese vernünftige Persönlichkeit erleidet
noch unendlich viele Stufuugcn und Steigerungen,
und das ganze Leben ist nur eine lange Erziebungs-
schule des Menschen: indessen das Bedürfniß der
elterlichen Erziehung reicht so weit nicht. Der
größte Jrrthum ist es, die elterliche Gewalt als
eine Art von Oberherrlichkeit anzusehen, wie dies
im römischen Rechte geschehen ist; freilich kann bei
einer Staatsgesellschaft, die selbst noch auf einer
Niedern Stufe der Entwicklung steht, ein solches
verkehrtes elterliches Recht mit der politischenOrd¬
nung in einem richtigen Verhältnisse stehen, und
ein andres Bedürfniß zeigt sich bei der mehr patri¬
archalischen, aus dem Urzustände sich allmählig her¬
ausbildenden Verfassung, ein andres bei dem ge¬
drängten Zusammenleben>n den civilistrtcn Staaten
unsres Zeitalters, wo die häusliche Erziehung sich
so sehr schon durch die Nothwendigkeit abkürzt, und
die Erziehung durch das Leben so viele
Seiten hat, so früh beginnen, und so weit aus¬
reichen muß.

Schon Montesquieu zieht die Zweckmäßig¬
keit der römischen Gesetze über diesen Gegenstand
für seine Zeit in Zweifel, *) und es dürfte die

puissnnoo pnteinells ss peräit u koms nvee I»,
repulil««zue. vuns les mon.irelnss, ou I' on n'n «zu«
kuiro <Iö inneurs si pures, on vsut «zue vlmcuu vive
souz In puizsnues c>os inuAist-rnts.

I,ss lais «ie Uonis, «zu« nvoisnt ncooutuine !e«
zouus« ge»8 n In äopeuclituvö, etnlilirent uns lov^n«
oiluoeitiz. Neul-etee nvous nous eu tort 60 prerulre
»et usngs: «Inns uus in onnrcbie, ov u' n xns besoin
Ns t-uit 6e ouutrninte.

1t
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Beschränkung der Minderjährigkeit auf das 2lte
Lebensjahr unscrin Culturzustaudc und den Bedürf¬
nissen des Zeitalters völlig angemessenseyn. Be¬
sonders wo die Eltern todt sind, bei der Kostspie¬
ligkeit einer vormnndschaftlichcn Verwaltung er¬
scheint diese Bestimmung als eine dringende Anfor¬
derung der Gerechtigkeit. Es möchte daher den
Rheinländern mit der Einführung der Bestimmung
des Preußischen Landrcchtö, welches den Majori-
tatstcrmin mit Vollendung des 24tcn Lebensjahrs

Oette maiiie Subordination dans In, ropubliguo ^
pourroit demander guo Is poro rcstat, pendaut sa

vis, lo maitro dos bious de ses ontants, ooinmo il
tut roZIo a Numv. Slais oola W est pas de I' esprit

do In monarcliio. Iis 1' esprit d. I. I -iv. V. onp. 7,
— Indessen hat Montesquieu wohl darin gefehlt,
daß er in dieser Beziehung Republik und Monarchie
gradezu einander gegenüber stellt, so wie darin, daß
er in der Monarchie der puissanco des umKlstrats
eine wesentlichere Wirksamkeit beilegt, als in der Re¬
publik, und noch dazu irgendwo den Grundsatz äußert!
„daß in der Monarchie das Gesetz der Bürger-
Tugenden überhebe."— Freilich ist der Unterschied
zwischen einer, noch in der Entwicklung begriffenen
Republik ungebildeterVölker, und der verderbten Mo¬
narchie hochcivilisirterZeitalter sehr groß: in jener
gilt die Tugend Alles, in der letzter» Nichts; in der
erstem liegt die Stärke im Geist und in der Sitte,
und nur diese halten die Form aufrecht: in der letztern
hat die Form nur in Erschlaffung auf der einen, und
in einer, dem wahren Geist der Gerechtigkeit entfrem¬
deten, machiaoellistischen Politik auf der andern Seite
eine schwache Gewähr ihres Bestehens, und jeder Sturm
droht ihr de» Einsturz.
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eintreten läßt, nichts weniger als eine Wohlihat
erwiesen werde.

Sehr wahr sagen die französischen Gesetzge¬
ber: „Dans notro siizclo, mill«z csri8es concourent
c> loi'invi' plutüt la jeuns88s; trozi souvent mvmo
vll«z toinds dsns la osdncitä su 8vrtii' de; 1' en-
lanco. I.' <Z8piit do 8ociötä et I' e8ZZiit d' indu-
Stils, eeisoui d' liui si Aeneeslemont re^>endu8, don-
nont nn ressort snx am es, <^ni sii^plss sux lesons
de I' ox^>erienee, et gid dis^oss cbsgus iiidividii
a pei'tee flutet lo ^>oids de ss ^>io^ie de8tinee."

Lange Abhängigkeit in den Jahren, wo grade
der freie Gebrauch der eignen Kräfte eine kräftige
und sclbstständi'geEntwicklung des Geistes fördern
soll, muß erschlaffen. Es ist ein großer Jrrthum,
zu glauben, »daß, wenn man einem Jünglinge von
21 Jahren, grade in dem Alter, wo die Leiden¬
schaften sich am heftigsten äußern, und noch keine
Erfahrung demselben Mäßigung und kluge Berech¬
nung lehrt, die freie Benutzung seines Vermögens
überlassen wollte, dies in den meisten Fallen ihn
dem Verderben für sein ganzes übriges Leben preis
geben hieße.«

Einen gewissen Grad von Geistesentwickelung
muß der Gesetzgebung bei dem Individuum ab¬
warten, ehe ihm der freie Gebrauch seiner Kräfte
und Mittel überlassen wird. Der gute Gebrauch
soll möglichst gesichert, der Mißbrauch möglichst ver¬
hütet werden: weis't aber nicht die Erfahrung dar¬
auf hin, daß beim 21ten Lebensjahre das Herz noch

Pfeiffer's Ideen u. s. w. S. 162.
11*
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dcn Einflüssen der Jugendlehrcr mehr offen steht,

wogegen beim 24tcn schon das Selbstvertrauen

den Menschen zu viel einnimmt? scheint es also

nicht schon aus diesem Grunde gcrathener, die

rechtliche Selbstständigkeit mit der Vollendung des

21 ten Lebensjahres eintreten zu lassen, so, vorbe¬

reitend, eine Fessel zu heben, und dcn guten Er¬

folg der spater erst sich befestigenden moralischen

Selbstständigkeit zu sichern ? — Es kann ja doch wohl

davon nicht die Rede seyn, einem freien Bürger

den Genuß seiner Rechte bis zur völligen Reife der

Einsichten, »- bis dahin vorenthalten zu wollen,

wo die Leidenschaften ihre Stärke verloren haben;

denn diesen Zweck wurde auch eine Vormundschaft

bis zum 24ten Lebensjahre nicht ausfüllen. Eine

solche Verletzung der natürlichen Rechte würde über¬

dies in der Regel zwecklos seyn; Wer Hoffnung

hat, nächstens in den Besitz eines bedeutenderen

Vermögens zu kommen, findet überall Credit, selbst

wenn das positive Recht die Klage wegen der an

Minderjährige geleisteten Vorschüsse versagen sollte,

und der junge Mann, der es weiß, daß er näch¬

stens ein freies Vermögen selbstständig in die Hände

bekommt, ist in der Regel mit mehr Leichtsinn dar¬

auf bedacht, den Genuß, so viel er kann, zu an-

tczipircn, als derjenige, den das Gesetz in den freien

Besitz des Seinigen setzt, Antrieb fühlt, Dasjenige,

was er in Händen hat, an unsittliche und leicht¬

sinnige Genüsse zu vergeuden. Wenn Shakespeare,

zu Fallstaffs Erstaunen, durch dcn Besitz einer

Königskrone den leichtsinnigen »Bruder Harry?

plötzlich zum würdigen Fürsten umgewandelt uns

darstellt, so ist dies recht eigentlich in der mensch-



liehen Natur begründet. Einen ähnlich'» Einfluß,
wie auf einen leichtsinnigen Prinzen die Sorge für
die Verwaltung eines Reiches, muß eine selbststän-
dige Vermögensverwaltung auf jeden jungen Mann
haben; wenn Ehre und Moralität ihn nicht im
Zaume halten, so wird man dadurch, daß man
ihm erschwert, sich die Mittel zu seinem Verderben
zu verschaffen, das Verderben selbst nicht abwenden.
— Ucberdies werden die Eltern, wenn sie in der
That verstandig sind, auch über das 2lte Jahr hin¬
aus ihren Einfluß auf den Sohn behalten, und ihr
elterliches Ansehen geltend zu machen wissen: wenn
nicht, so ist dies der sicherste Beweis, daß auch
eine erzwungene Abhängigkeit bis zum 24ten oder
25ten Jahre nur ein fruchtloser Versuch gewesen
scyn würde, eine verderbte moralische Natur in
Schranken zu halten.

Durch die Ehe tritt der Mensch gleichsam aus
seinem Individuum heraus; er begibt sich seiner
abgesonderten Persönlichkeit, vereinigt sein indivi¬
duelles Daseyn mit dem einer Person des andern
Geschlechtes, und stellt sich als Gründer einer neuen
Familie dar. Mit dem 21ten Jahre darf sich zwar
der Sohn von der elterlichen Familie absondern; "I
sehr richtig setzt aber das Rheinische Gesetz der Be-
fngniß, eine neue Familie zu gründen, für den
Jüngling bis zum 25ten Lebensjahre die Einwilli¬
gung der Familie, ans welcher er heraus tritt, als
Bedingung vor; den wichtigsten Schritt des

«Z Art. 372. 374. d. B. G. B
»») Art. 148-150.



Lebens zn begehen, der so wesentlich die Interessen

der Angehörigen berührt, wird mit Recht bis znm

stltcu Jahre dem Mädchen, bis zum ststten Jahre

dem Manne ohne die Einwilligung der Eltern

(oder, in deren Ermangelung, des entfernteren Fa-

mit'ienhauptcs) rechtlich nicht gestattet, und selbst

nach Ablauf dieser Frist ist die Freiheit der eheli¬

chen Verbindung noch von der Beobachtung ge¬

wisser ehrerbietiger Akte und Fristen abhangig ge¬

macht, die geeignet sind, den Ucbcrcilungen unbe¬

sonnener Jugend Schranken in den Weg zu stellen,

ohne zugleich den hartnackigen Eigensinn der Ascen-

denteu zu begünstigen. *)

Nur die Bestimmung des Rheinischen Gesetz¬

buches, daß das elterliche Gcnußrecht nur bis zum

achtzehnten Jahre der Kinder dauern soll, "*) laßt

sich wohl nicht mit den billigen und schöneren Prin¬

zipien vereinigen. Dieser Genuß ist mit der vä¬

terlichen (oder vielmehr elterlichen) Gewalt innig

verbunden: er gehört dem Eltern-Rechte, könnte

mau sagen, recht eigentlich dem Begriffe nach an,

und gewiß darf das positive Recht für die tausend¬

fachen Sorgen und Lasten der elterlichen Erziehung

denselben auf die ganze Zeit der Minderjährigkeit

ausdehnen. Mäßig hiervon Gebrauch zu machen,

und allmählig dem, zur natürlichen und rechtlichen

Selbstständigkeit sich heranbildenden Jüngling grö¬

ßere Thcilnahme an Genuß und Verwaltung, und

größeren Spielraum zur eignen, freien Thätigkeit

-!-) Art. 151—15Z.
5-5) Art. 3S). d. B. G. B.
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einzuräumen, bleibt füglich bis zum 21tcn Lebens¬

jahre des Sohnes der elterlichen Einsicht überlas¬

sen : offenbar ist es unpassend, daß der Vater, dem

minderjährigen Sohne gegenüber, gegen den ihm

das Gesetz ein uugcschwächtes Ansehen sichern sollte,

als rcchnnngspflichtigcr Verwalter dastehen soll.—

Hingegen hat das Rheinische Gesetzbuch vor dem

Preußischen Landrechte den großen Vorzug, daß es der

Mutter gleichen Vorthcil, wie dem Vater, zusichert.

Dieser Unterschied vom Preußischen Rechte hängt

wesentlich mit den mannichfaltigcn Unterschieden

des eigentlichen Vormnndschaftwescns zusammen.

Nach Preußischem Rechte ist das Weib viel mehr

beschränkt, wie nach Rheinischem: volljährige un-

verheirathcte Personen weiblichen Geschlechts kön¬

nen dort gewisse Rechtsgeschäfte nur unter Zu¬

ziehung eines Beistandes vornehmen; nach Rheini¬

schem Rechte haben sie vollkommene Freiheit, über¬

all selbstständig ihre Angelegenheiten wahrzunehmen,

oder nach Bedürfniß einen Rcchtsbeistand zu Nathe

zu ziehen. Diese Freiheit ist dem Charakter unsrer

Gesetzgebung überhaupt angemessen; bei einem ge¬

läuterten Rcchtsgcfühlc, verbunden mit Einfachheit

des Rechtes selbst und Popularität der rechtlichen

Formen ist sie ungefährlich, und die Erfahrung

weist hier im Ganzen kein Bedürfniß der Abän¬

derung aus. Dazu besitzt auch bei uns ein men¬

schenfreundlicher Ad.vokatcnstaud das Vertrauen sei¬

ner Mitbürlser und Mitbürgerinnen, und es ist so

zu sagen feste Sitte, daß Solche, die nicht selbst

die hinreichende Umsicht, Erfahrung und Kcuntniß

besitzen, kein wichtigeres Rechtsgeschäft abschließen.



248

ohne den Advokaten, oder auf dem Lande auch wohl
den Notar oder andere rechtskundige Personen zlk
Rathe zu ziehen; mit Recht genießt der Juristen«
stand unsrer Provinz durchgehendseines ehrenvollen
Vertrauens.

So wenig sich in der Rheinprovinz das Be-
dürfniß eines Rechtsbcistandes oder Gcschlechtsvor-
lnundcs für die llnvcrheirathetcn des weiblichen
Geschlechts — die Verhciratheten sieben natürlich
unter der Autorität deS Mannes — zeigt : so we¬
nig dürfte es ihren Bedürfnissen angemessen sepn,
die Mutter ihres thcucrsten Rechtes, der Vormund¬
schaft über ihre Kinder, zu berauben. Wenn schon
die Unvcrheirathete der selbstfländigenVerwaltung
ihres eignen Vermögens nicht für unfähig erklärt
werden kann, so darf man auch wohl die Wittwe
in der Verwaltung des Vermögens ihrer Kinder,
dessen Genuß bis zu der Großjährigkeit der Kinder
ihr ohnehin nach billiger Bcstinnnnng des Gesetzes
zukommenmuß, mit völliger Beruhigung lassen, so
fern sie die Vormundschaftzu übernehmen wünscht;
mit doppelter Wachsamkeit nimmt eine Mutter
die Interessen ihrer Kinder wahr, und die übrig
bleibenden Bedenken werden auch dadurch noch sehr
vermindert, daß der vorversterbcndc Vater ihr ei¬
nen Rathgcber zuordnen darf, ohne den sie keine
oder nicht alle Vormundschaftshandlungen vorneh¬
men kann; ferner dadurch, daß ihr bei der Wie-
dervcrhcirathung nach Befinden die Vormundschaft
genommen, oder ihr Ehemann zum Mitvormnnde

*) Art. 291. d. B. G. B.
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mit solidarischer Verbindlichkeit beigegeben werden

kann; und überdies auch durch das Institut des

Gegenvormundes.

Die Sorge sür die Person des Kindes und

das Recht der Erziehung desselben erkennt auch das

Preußische Recht der überlebenden Mutter zu, jedoch

so, daß sie, wie auch «ach Rheinischem Rechte, an

die Dispositionen des VaterS gebunden ist.

Dies Recht gesteht das L. R. sogar den entfern¬

ten! Ascendenten und selbst den Scitenvcrwandtcn

zu, jedoch nach Bestimmung des vormundschaftli-

chcn Gerichtes. ***) Das ganze Vormundschafts-

wcsen steht hier überhaupt unter unmittelbarer ge¬

richtlicher Leitung: das Landrecht sieht die Bevor¬

mundung Derer, welche für sich selbst zu sorgen nicht

im Stande sind, und außer väterlicher Gewalt

und Aussicht sich befinden, schlechtweg als Sache

des Staats an. Daher kennt es nur eine

'Dcrtela äativa, und auch die Eltern können einen

Vormund nicht ernennen, sondern nur vorschla¬

gen; »**»») per Vormund steht als l^ologauis des

Gerichtes unter dessen Aufsicht und Eontrolle, und

jede nur einigermaßen bedeutende Angelegenheit

wird von dem Gerichte selbst entschieden.

Das Rheinische Gesetzbuch geht von der An¬

sicht ans, daß die nächsten Verwandten und Freunde

in der Regel mit mehr Kcnntniß der besondern

Art. 39S. 396.

»*) Th. II. Tit. 13. §. 215. 216.

Cbentas. §. 213. 219.

Cbendas. §. 1. 2.

» »5»« ) Ebe ndas. §. 56. 172. 174. 184.
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Verhältnisse, und mit mehr Theilnahme sich der

Sorge für die Person und das Vermögen der Ver¬

lassenen Waise unterziehen werden, als fernstehende

Richter, denen die Besorgung von mehreren hun¬

dert Vormundschaften obliegt, denen es an Kennt-

niß der persönlichen und lokalen Verhältnisse fehlt,

und von denen unter diesen Umstanden kaum mehr

als eine mechanische Thätigkcit erwartet werden

darf: — und in der That muß man den Familien¬

rath, unter der Leitung eines einsichtsvollen und

wackcrn Friedensrichters, der Regel nach für ge,

eigneter halten, den wahren Zweck der Vormund¬

schaft zu erfüllen, nemlich: möglichsten Ersatz für

den verlornen elterlichen Schutz zu gewähren, als

eine gerichtliche Behörde.

Es darf nicht übersehen werden, daß, so wie

das Verhattniß der Eltern zu den Kindern mehr

sittlicher als rechtlicher Natur ist, so auch die vor¬

mundschaftlichen Einrichtungen starren Rechtsfor¬

men nicht völlig angcschmiegt werden können. Es

ist nicht ganz richtig gedacht, daß der Staat

selbst und seine Organe, die Gerichte, in die

Stelle der verstorbenen Eltern unmittelbar eintre-

ten müssen: Wer wird es nicht vielmehr einleuch¬

tend finden, daß großjährige Geschwister, vielleicht

Männer, die schon bei Lebzeiten der Eltern alle Fa¬

milienangelegenheiten in deren Namen geleitet ha¬

ben, auch nach dem Tode der Eltern auf die fer¬

nere Verwaltung der Familicn-Angclegcnhciten und

die Fürsorge für die jüngeren Geschwister ein na¬

türliches, nothwendiges Recht hahcn? Wer wird

cs nicht lästig und drückend finden, wenn in einem
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solchen Falle die Gerichte sich in die Familicnvcr-

hältnissc cinmischcn? Und ist nicht in der Regel

auch da, wo Geschwister nicht vorhanden sind, so

viel Thcilnahme noch unter den nächsten Verwand»

tcn, daß ihnen unabhängig von einer hemmenden,

unablässig beaufsichtigenden, beschränkenden rich¬

terlichen Behörde die Stellvertretung der Eltern

überlassen werden kann? — Der Staat thnt wahr¬

lich unrecht, wenn er dem Familicngciste gar keine

Acußcrungcn und kein selbstständiges Wesen mehr

gönnen will: findet sich im wirklichen Leben nicht

immer die Theilnahme und verwandtschaftliche Ein»

heit der Gesinnungen, so liegt der Fehler nicht

sowohl im Prinzip der Gesetzgebung, als in der

Trägheit und dem Egoismus; zuweilen nur in

äußern Hindernissen, z. B. Armuth und eigner

Noth. Der Familiengeist ist der erste und leichteste

Schritt zur Förderung eines cdcln Gcmeingcistcs:

eine Aufopferung für die Kinder der Geschwister

oder Freunde ist das Opfer, das der Egoismus

noch am willigsten bringt; hier treibt den sonst

weniger edlen Menschen noch ein Gefühl sittlicher

Pflicht: soll der Staat diesen Trieb nicht aufgrei¬

sen, und zur gemeinen Wohlfahrt davon Gebrauch

zu machen suchen? Besonders der deutsche Fami¬

liensinn und deutsche Rechtschaffenheit muß auf die

Dauer dem Institut des Familicnrathes einen guten

Erfolg immer mehr sichern: auch unsre Vorfahren

haben Familicnrath gehalten, und bei ihnen war

er ein heilsames Institut.

Mitt er maier Prozeß. 2. Aust. II. Beitr. «.55.

Desselben „Grundsätze des deutsche» Privatrechts."



Die Familienrache war ein Auswuchs des Fa¬
miliensinnes, der den wilden Zeiten und ungere¬
gelten Verfassungen zuzuschreiben ist; soll es aber
denn überall das Schicksal der Menschheit seyu,
daß sie das Schöne aufgeben muß mit dem Schlech¬
ten? Wenn der Staat seine Stellung nicht ver¬
kennt, so wird er sich so wenig wie möglich in die
Familienverhältnisse der Bürger einmischen; mehr
nicht, als eine zweckmäßige Sorge für ihre Wohl¬
fahrt erheischt. Wo das strenge Recht der Natur
der Sache nach weniger festen Fuß fassen kann,
da überlasse der Staat der Sitte und dem guten
Willen so viel als es nur immer eine vernünftige Vor¬
sicht gestattet. Unangenehm muß für jede Familie
die Einmischung der Gerichte in ihre innersten Ait-
gclegenheiten sepn, doppelt unangenehm, wenn sie
nicht einmal durch Notwendigkeit oder überwie,
gcndcn Nutzen eine gewissermaßen rechtmäßige
Begründung für sich hat.

Ueberhaupt verfehlt es aber den Zweck der
Vormundschaft in Beziehung auf die Erziehung und
die gewöhnlichen Vcrwaltnngs-Angclcgenheiten rich¬
terlichen Behörden, die in einem ausgedehnten Kreise
administriren, ein Anfsichtsrecht oder eine Aufsichts¬
pflicht beizulegen: selbst die Thatsachen, daß man
im Preußischen durch Testamente die gerichtliche
Verwaltung so viel wie möglich auszuschließen be¬
müht ist, ja, daß ganze Familien, namentlich Witt-

§,?K5, — Bergk. auch Gönne r' s Archiv f. d. Gesetz¬
gebung B. i. S. IM, u. s. >v. Baner' s Charakte¬
ristik deö Code Napoleon. S- 7-t.
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wen mit ihren Kindern ihre Hcimath verlassen

haben, um dem Vormundschaftszwange der Pupil¬

len-Collegien zu entfliehen, — diese Thatsachen

liefern das unzweideutige Zeugnis), daß ein solches

Institut den positiven Bedürfnissen nicht entspricht

und zum Geiste der Zeit nicht paßt. Tie Vermö¬

gensverwaltung fordert nur hansvätcrlichen Ver-

waltuugsverstaud: warum soll man die Justiz mit

Geschäftszweigen überladen, die ihr nicht wesentlich

angehören, und was bleibt dem Nichter, der eine

Anzahl von Vormundschaften zu leiten hat, und

zu der einzelnen sonderlich kein Herz fassen kann,

anders übrig, als, bei seiner Unbckanntschast mit

den persönlichen und lokalen Verhaltnissen, seine

Bescheide nur recht fabrikmäßig anzufertigen?

Das Rheinische Gcsctzbnch, welches der Witkwe

die Vormundschaft über ihre Kinder überlaßt, auch

den natürlichen Anspruch des Großvaters und der

übrigen männlichen Asccndenten ehrt, und selbst

die Großmutter, ohne ihr gleichwohl ein gesetzliches

Vormundschaftsrccht zu geben, von der Vormund¬

schaft nicht ausschließt, ergänzt die väterliche

Fürsorge auf eine wohlcrsonnene Art durch dicCon-

trolle des Gegenvormundes, der durch einen, nach

zweckmäßiger Anordnung gebildeten Familienrath

gewählt, und beim Tode der Mutter eben¬

mäßig auch dem überlebenden Vater zur Seite ge¬

stellt wird. Auch ist der Vormund bei allen wich¬

tigen: Angelegenheiten der Verwaltung das Gut-

«-) Art. 402, Ml.
Art 442.

Art. 405. folg.
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achte» des Familienrathcs einzuholen verpflichtet,
und überdies können Veräußerungen, Verpfändun¬
gen und Theilungen von Immobilien nur unter
Mitwirkung der ordentlichen Gerichte vor sich ge¬
hen, so wie auch Vergleiche in Angelegenheiten des
Minderjährigen gerichtliche Genehmigung erfordern,
wobei insbesondre das öffentliche Ministerium für
das Interesse des Minderjährigenzu wachen hat.

Ohne an den Grundzügen dieses Systems et¬
was zu ändern, könnte die Gesetzgebungdas rhei¬
nische Vormundschastswesen noch sehr vervollkomm¬
nen, wenn der Gegenvormund noch zu strengerer
Aufsicht, der Vormund allenfalls zu jährlicher Rech-
nungsablagc verpflichtet, und die gerichtliche Pro¬
zedur in Angelegenheiten der Minderjährigenbei
Theilungenund Vergleichen, die nicht selten einen
bedeutenden Theil des Objekts verschlingt, mit ge¬
ringeren Kosten zugänglich gemacht würde. Diese
Maßregeln würden einen besseren Erfolg sichern,
als die Einführung des preußischen Bormundschafts-
wesens, das bei seiner wohlmeinenden Tendenz
dennoch nicht mit dem Zwecke im richtigen Verhält¬
nisse steht, nnd von den wahren, aus der Natur
der Sache selbst genommenen Grundlagen der vor-
mundschaftlichcn Anordnungen weiter entfernt ge¬
blieben ist, als die Vormundschaft der rheinischen
Rechtsvcrfassung.

») Art. 457-67.
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